
Deutscher Bundestag  Drucksache  16/12588
 16. Wahlperiode  08. 04. 2009
A. Problem und Ziel

Um grenzüberschreitende Erscheinungsformen von Schwarzarbeit
und illegaler Beschäftigung konsequent bekämpfen zu können, bedarf
es einer gut funktionierenden zwischenstaatlichen Zusammenarbeit in
diesem Bereich. 

Mit dem am 12. November 2008 in Sofia unterzeichneten Staats-
vertrag wird die bilaterale Zusammenarbeit der Behörden der Zollver-
waltung der Bundesrepublik Deutschland, die für Kontrollen, Prüfun-
gen und Ermittlungen im Bereich der Bekämpfung von Schwarzarbeit
und illegaler Beschäftigung auf Bundesebene zuständig sind, mit den
zuständigen Stellen der Republik Bulgarien auf eine verlässliche
Grundlage gestellt. Es ist beabsichtigt, vergleichbare Vereinbarungen
auch mit anderen Staaten abzuschließen.

Ziel dieses Gesetzes ist es, durch die parlamentarische Zustimmung
die innerstaatliche Anwendbarkeit des Vertrages herbeizuführen und
überdies die notwendige gesetzliche Grundlage für den Abschluss
weiterer vergleichbarer völkerrechtlicher Verträge mit anderen Staaten
zu schaffen.

Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes
zu dem Vertrag vom 12. November 2008
zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Republik Bulgarien
über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung
des grenzüberschreitenden Missbrauchs
bei Leistungen und Beiträgen zur sozialen Sicherheit
durch Erwerbstätigkeit und von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit
sowie bei illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit
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B. Lösung

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Voraussetzungen
nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die Ratifizie-
rung des Vertrages geschaffen werden. Außerdem enthält das Gesetz
die Ermächtigung, weitere vergleichbare völkerrechtliche Verträge mit
anderen Staaten durch Rechtsverordnung in Kraft zu setzen.

C. Alternativen

Keine

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Keine

2. Vollzugsaufwand

Kein zusätzlicher Vollzugsaufwand

Die Durchführung des Vertrages wird Bund, Länder und Gemeinden
nicht mit Mehraufwendungen belasten.

E. Sonstige Kosten

Sonstige Kosten, insbesondere für die Wirtschaft und die sozialen
Sicherungssysteme, entstehen nicht. Auswirkungen auf die Einzel-
preise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis-
niveau, sind nicht zu erwarten, da Kosten für die private Wirtschaft
und private Verbraucherinnen und Verbraucher nicht anfallen.

F. Bürokratiekosten

Mit dem Gesetzentwurf werden keine Informationspflichten für die
Wirtschaft und für Bürgerinnen und Bürger eingeführt. 

Durch den Vertrag, für dessen Inkrafttreten durch diesen Gesetz-
entwurf die erforderlichen Voraussetzungen geschaffen werden
sollen, werden acht Informationspflichten begründet, die sich an die
Verwaltung richten. 
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Anlage 1

Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mitglieder und mit Zustimmung
des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Dem in Sofia am 12. November 2008 unterzeichneten Vertrag zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Bulgarien über die Zusammen-
arbeit bei der Bekämpfung des grenzüberschreitenden Missbrauchs bei Leis-
tungen und Beiträgen zur sozialen Sicherheit durch Erwerbstätigkeit und von
nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit sowie bei illegaler grenzüberschreitender
Leiharbeit wird zugestimmt. Der Vertrag wird nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, Änderungen gemäß Artikel 10 des
Vertrages, die sich im Rahmen des Vertragszwecks halten, durch Rechtsver-
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates in Kraft zu setzen. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, Staatsverträge mit ausländischen
Staaten über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung grenzüberschreitender
Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates in Kraft zu setzen und zu ändern, soweit sich die
Staatsverträge innerhalb des Zwecks des in Artikel 1 bezeichneten Vertrages
mit Bulgarien halten.

(3) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, Regierungs-
übereinkünfte und Ressortabkommen mit ausländischen Staaten über die
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung grenzüberschreitender Schwarzarbeit
und illegaler Beschäftigung durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates in Kraft zu setzen und zu ändern, soweit sich die Regierungsüber-
einkünfte und Ressortabkommen innerhalb des Zwecks des in Artikel 1
bezeichneten Vertrages mit Bulgarien halten.

Artikel 3

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 Absatz 2 in Kraft tritt,
ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

E n t w u r f

Gesetz
zu dem Vertrag vom 12. November 2008

zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Republik Bulgarien

über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung
des grenzüberschreitenden Missbrauchs bei Leistungen und Beiträgen

zur sozialen Sicherheit durch Erwerbstätigkeit
und von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit

sowie bei illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit

Vom 2009
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Begründung zum Vertragsgesetz

Zu Artikel 1

Auf den Vertrag ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwenden,
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. Die Zustimmung
des Bundesrates ist nach Artikel 87 Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes erfor-
derlich, da der Aufgabenbestand der Behörden der Zollverwaltung im Bereich
der Bekämpfung grenzüberschreitender Schwarzarbeit und illegaler Beschäfti-
gung einen neuen völkerrechtlichen Geltungsgrund erhält.

Zu Artikel 2

Im Interesse der Entlastung des Gesetzgebers können Änderungen des Ver-
trages durch Rechtsverordnung der Bundesregierung in Kraft gesetzt werden
(Absatz 1). Die Rechtsverordnungsermächtigung stellt klar, dass dies nur mög-
lich ist, wenn sich die Änderungen innerhalb des Vertragszwecks halten.

Der Abschluss weiterer vergleichbarer völkerrechtlicher Verträge zur Bekämp-
fung grenzüberschreitender Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung mit
anderen Staaten ist beabsichtigt. Im Interesse der Entlastung des Gesetzgebers
soll lediglich der deutsch-bulgarische Staatsvertrag durch formelles Bundesge-
setz umgesetzt werden. Weitere vergleichbare völkerrechtliche Verträge mit
anderen Staaten sollen durch Rechtsverordnung in Kraft gesetzt werden. Auch
diese Rechtsverordnungsermächtigung ist durch eine strikte Bindung an den
Vertragszweck des deutsch-bulgarischen Vertrages begrenzt.  Sofern das Recht
des Vertragsstaates dies zulässt, können diese Verträge zeitnah nach ihrer
Unterzeichnung in Kraft treten.

Grundsätzlich wird der Abschluss von vergleichbaren Ressortabkommen oder 
– wenn aufseiten der Vertragsstaaten die fachliche Zuständigkeit bei mehreren
Ressorts liegt – Regierungsübereinkünften mit anderen  Staaten angestrebt. In
diesem Fall ist zur Inkraftsetzung eine Rechtsverordnung des Bundesministeri-
ums der Finanzen erforderlich (Absatz 3). Sofern – etwa weil das nationale Recht
des Vertragsstaates keine anderen Vertragsformen kennt – entsprechende
Staatsverträge abgeschlossen werden, ist für eine Inkraftsetzung – wegen der
besonderen Bedeutung von Staatsverträgen – eine Rechtsverordnung der Bun-
desregierung erforderlich (Absatz 2). 

Änderungen in Verträgen nach Absatz 2 und 3, die sich im Rahmen des Ver-
tragszwecks des deutsch-bulgarischen Vertrages halten, können ebenfalls bei
Regierungsübereinkünften und Ressortabkommen durch Rechtsverordnung
des Bundesministeriums der Finanzen beziehungsweise bei Staatsverträgen
durch Rechtsverordnung der Bundesregierung in Kraft gesetzt werden.

Zu Artikel 3

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes.

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 13
Absatz 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

Schlussbemerkung

Das Vorhaben wird Bund, Länder und Gemeinden nicht mit Mehrkosten be-
lasten. Sonstige Kosten, insbesondere für die Wirtschaft und die sozialen
Sicherungssysteme, entstehen nicht. Auswirkungen auf die Einzelpreise, das
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, oder die Umwelt sind
ebenfalls nicht zu erwarten. 

Mit dem Gesetzentwurf werden keine Informationspflichten für die Wirtschaft
und Bürgerinnen und Bürger eingeführt. 

Entsprechend der mit dem Vertrag verfolgten Zielsetzung werden Informations-
pflichten für die Verwaltung eingeführt. Diese befinden sich in Artikel 5 Absatz 1
und 2 Nummer 1, 3 bis 6 sowie in Artikel 6 Absatz 2 und 4 Satz 2 und 3 des Ver-
trages.
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Die Bundesrepublik Deutschland

und

die Republik Bulgarien

(im Folgenden „Vertragsstaaten“ genannt) –

Bezug nehmend auf die Entschließung des Rates und der im
Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten
der Europäischen Union vom 22. April 1999 über einen „Verhal-
tenskodex für die Verbesserung der Zusammenarbeit der Be-
hörden der Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung des grenzüber-
schreitenden Missbrauchs bei Sozialversicherungsleistungen
und -beiträgen und von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit
sowie bei grenzüberschreitender Leiharbeit“,

unter Berücksichtigung der Bestimmungen über die gegen-
seitige Amtshilfe und die Zusammenarbeit zwischen den
zuständigen Stellen und Einrichtungen der beiden Vertragsstaa-
ten, die bereits durch die Verordnung (EWG) Nummer 1408/71
des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie
deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu-
und abwandern, und durch die Richtlinie 96/71/EG des Europäi-
schen Parlaments und Rates vom 16. Dezember 1996 über die
Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von
Dienstleistungen (einschließlich der Kontrolle der maßgeblichen
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen) vorgesehen sind,

unter Berücksichtigung der Richtlinie 95/46/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten und zum freien Datenverkehr,

in der Auffassung, dass es zur Umsetzung der vorgenannten
Bestimmungen von Bedeutung ist, die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit zu intensivieren und zu diesem Zweck die
zuständigen Stellen, die Ebenen und Formen der Zusammen-
arbeit zu benennen,

in dem Bewusstsein, dass national unterschiedliche Heran-
gehensweisen und Definitionen im Zusammenhang mit der
Bekämpfung des Missbrauchs bei Leistungen und Beiträgen zur
sozialen Sicherheit durch Erwerbstätigkeit und von nicht ange-
meldeter Erwerbstätigkeit sowie bei illegaler grenzüberschrei-
tender Leiharbeit bestehen –

sind wie folgt übereingekommen:

Федерална република Германия

и

Република България

(наричани по-долу „Договарящи държави“) –

позовавайки се на Декларацията на Съвета и на обеди-
нените в Съвета представители на правителствата на
страните-членки на Европейския съюз от 22 април 1999 г.
относно „Кодекс на поведението за подобряване на сътруд-
ничеството между органите на страните-членки при борба-
та с трансграничната злоупотреба при обезщетения и вно-
ски за социална сигурност и с нерегистрирана заетост, както
и при трансгранична временна заетост“,

като вземат предвид разпоредбите за взаимна служебна
помощ и сътрудничество между компетентните служби и
учреждения на двете Договарящи държави, предвидени
още в Регламент (ЕИО) 1408/71 на Съвета от 14 юни 1971 г.
за прилагане на системите за социална сигурност на наети
и самостоятелно заети лица, както и членовете на техните
семейства, които се движат в рамките на Общността, и
с Директива 96/71/ЕО на Европейския парламент и Съвета
от 16 декември 1996 г. относно изпращане на наети лица
в рамките на извършването на услуги (включително кон-
трола на регламентираните условия на труд и заетост),

като вземат предвид Директива 95/46/ЕО на Европей-
ския парламент и на Съвета от 24 октомври 1995 г. за защи-
та на физическите лица при обработването на лични данни
и за свободното движение на тези данни,

като съзнават, че за прилагането на горепосочените раз-
поредби е от значение разширяването на трансграничното
сътрудничество и за тази цел следва да се посочат компе-
тентните служби, равнищата и формите на сътрудничество,

като съзнават, че на национално равнище съществуват
различни подходи и дефиниции във връзка с борбата със
злоупотребата при обезщетения и вноски за социална
сигурност от заетост и с нерегистрирана заетост, както и
при нелегалната трансгранична временна заетост –

се споразумяха, както следва:

Vertrag
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Bulgarien

über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung
des grenzüberschreitenden Missbrauchs bei Leistungen und Beiträgen

zur sozialen Sicherheit durch Erwerbstätigkeit
und von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit

sowie bei illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit

Договор
между Федерална република Германия и Република България
за сътрудничество в борбата с трансграничната злоупотреба
при обезщетения и вноски за социална сигурност от заетост

и с нерегистрираната заетост,
както и при нелегална трансгранична временна заетост
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Artikel 1

Zweck des Vertrags

(1) Die Vertragsstaaten streben eine Intensivierung der
Zusammenarbeit ihrer Stellen bei der Bekämpfung des grenz-
überschreitenden Missbrauchs bei Leistungen und Beiträgen
zur sozialen Sicherheit durch Erwerbstätigkeit und von nicht
angemeldeter Erwerbstätigkeit sowie bei illegaler grenzüber-
schreitender Leiharbeit an.

(2) Die Vorschriften über die internationale Rechtshilfe in
Strafsachen bleiben unberührt.

Artikel 2

Räumlicher Geltungsbereich des Vertrags

Der Vertrag gilt für das gesamte Hoheitsgebiet der Bundesre-
publik Deutschland.

Der Vertrag gilt für das gesamte Hoheitsgebiet der Republik Bul-
garien.

Artikel 3

Bestimmung der zuständigen Stellen

(1) Dieser Vertrag wird auf Seiten der Bundesrepublik
Deutschland durch diejenigen Stellen im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums der Finanzen und auf Seiten der Republik
Bulgarien durch diejenigen Stellen in den Geschäftsbereichen
des Ministeriums für Arbeit und Sozialpolitik und des Ministeri-
ums der Finanzen durchgeführt, in deren Zuständigkeit die in
Artikel 1 Absatz 1 beschriebenen Aufgaben fallen.

(2) Das Bundesministerium der Finanzen der Bundesrepublik
Deutschland und das Ministerium für Arbeit und Sozialpolitik
und das Ministerium der Finanzen der Republik Bulgarien
benennen zentrale Stellen, die für die Zusammenarbeit im Rah-
men dieses Vertrags hauptverantwortlich zuständig sind.

Artikel 4

Ebenen der Zusammenarbeit

(1) Die Zusammenarbeit erfolgt jeweils auf Ebene

1. des Bundesministeriums der Finanzen der Bundesrepublik
Deutschland und des Ministeriums für Arbeit und Sozialpoli-
tik und des Ministeriums der Finanzen der Republik Bulgarien
sowie

2. der nach Artikel 3 Absatz 2 benannten Stellen.

(2) Die für die in Artikel 1 genannten Aufgabengebiete zustän-
digen Prüf- und Kontrollbehörden und sonstige zuständige
Stellen können unmittelbar zusammenarbeiten, soweit die in
Absatz 1 genannten Stellen dies vorsehen.

Artikel 5

Formen der Zusammenarbeit

(1) Das Bundesministerium der Finanzen der Bundesrepublik
Deutschland und das Ministerium für Arbeit und Sozialpolitik
und das Ministerium der Finanzen der Republik Bulgarien unter-
richten sich unmittelbar über wesentliche Änderungen der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die im Anwendungsbe-
reich dieses Vertrags erfolgen.

(2) Die Stellen nach Artikel 3 Absatz 2 unterstützen sich
gegenseitig nach Maßgabe der jeweils geltenden innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften, insbesondere durch

1. den Informationsaustausch über Aufbau und Aufgaben der
Prüf- und Kontrollbehörden und die Benennung der zuständi-
gen Ansprechpartner;

Член 1

Цел на Договора

(1) Договарящите държави се стремят към подобряване
на сътрудничеството между своите служби при борбата
с трансграничната злоупотреба при обезщетения и вноски
за социална сигурност от заетост и с нерегистрирана за-
етост, както и при нелегалната трансгранична временна
заетост.

(2) Разпоредбите за международната правна помощ по
отношение на наказателни дела остават незасегнати.

Член 2

Териториално приложение на Договора

Договорът важи за цялата държавна територия на Феде-
рална република Германия.

Договорът важи за цялата държавна територия на Репуб-
лика България.

Член 3

Определяне на компетентните служби

(1) Този Договор се осъществява от страна на Федерална
република Германия от службите от компетентността на Фе-
дералното министерство на финансите, в чиито правомощия
попадат описаните в член 1, алинея 1 задачи и от страна на
Република България от службите от компетентността на
Министерството на труда и социалната политика и на Мини-
стерството на финансите.

(2) Федералното министерство на финансите на Феде-
рална република Германия и Министерството на труда и
социалната политика и Министерството на финансите на
Република България назовават централни служби, които са
компетентни и основно отговорни за сътрудничеството в
рамките на този Договор.

Член 4

Равнища на сътрудничество

(1) Сътрудничеството се осъществява съответно на равн-
ището

1. на Министерството на труда и социалната политика и на
Министерството на финансите на Република България и
на Федералното министерство на финансите на Феде-
рална република Германия, както и

2. на назованите в член 3, алинея 2 служби.

(2) Проверяващите и контролните органи, които са ком-
петентни за посочените в член 1 области от задачи, както и
други компетентни служби, могат да си сътрудничат непо-
средствено, доколкото това се предвижда от посочените в
алинея 1 служби.

Член 5

Форми на сътрудничество

(1) Федералното министерство на финансите на Феде-
рална република Германия и Министерството на труда и
социалната политика и Министерството на финансите на
Република България се уведомяват взаимно директно от-
носно съществени изменения на правните и административ-
ни разпоредби, които засягат сферата на приложение на
този Договор.

(2) Службите съгласно член 3, алинея 2 се подкрепят
взаимно съгласно действащи вътрешни нормативни актове,
по-специално чрез:

1. обмяна на информация относно структурата и задачите
на проверяващите и контролните органи и посочването
на компетентните лица за контакти;
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2. die gemeinsame Planung und Durchführung präventiver
Maßnahmen im jeweiligen Zuständigkeitsbereich;

3. den Informationsaustausch über Prüf- und Arbeitsmethoden;

4. die Übermittlung von zur ordnungsgemäßen Aufgabenerfül-
lung erforderlichen Informationen einschließlich personenbe-
zogener Daten auf Ersuchen im Wege der Amtshilfe und
Übersendung von Dokumenten;

5. die unaufgeforderte Übermittlung von Mitteilungen (unaufge-
forderte Mitteilungen);

6. die Unterrichtung über den Fortgang eines Verfahrens,
soweit dies erbeten wird, sowie

7. den Austausch von Bediensteten.

(3) Absatz 2 gilt entsprechend im Falle einer direkten Zusam-
menarbeit der Prüf- und Kontrollbehörden gemäß Artikel 4
Absatz 2.

Artikel 6

Ersuchen und unaufgeforderte Mitteilungen

(1) Ersuchen und unaufgeforderte Mitteilungen nach Artikel 5
Absatz 2 Nummern 4 und 5 müssen mindestens die folgenden
Angaben enthalten:

1. Angaben zu in Rede stehenden Firmen oder Personen und

2. eine kurze, verständliche Darstellung des Sachverhalts.

Ersuchen müssen zusätzlich die ersuchende Stelle, den Gegen-
stand und Grund des Ersuchens sowie die Informationen oder
Handlungen benennen, um deren Übermittlung oder Durchfüh-
rung ersucht wird.

(2) Die ersuchte Stelle kann weitere, für die Bearbeitung
erforderliche Informationen anfordern.

(3) Ersuchen und unaufgeforderte Mitteilungen können form-
los schriftlich, fernschriftlich oder elektronisch übermittelt wer-
den.

(4) Die Bearbeitung eines Ersuchens oder die unaufgeforder-
te Mitteilung unterbleibt, wenn hierdurch ein nicht vertretbarer
Verwaltungsaufwand verursacht wird oder innerstaatliche
Vorschriften beziehungsweise die Verwaltungspraxis der Be-
arbeitung entgegenstehen. Die ersuchende Stelle ist unter
Benennung der Gründe zu informieren, wenn ein Ersuchen nicht
bearbeitet werden kann. Bei Weiterleitung an eine andere Stelle
ist die ersuchende Stelle zu unterrichten.

Artikel 7

Kosten

Jeder Vertragsstaat trägt die für seine Stellen aus der Anwen-
dung dieses Vertrags entstehenden Kosten.

Artikel 8

Datenschutz

Soweit aufgrund dieses Vertrags nach Maßgabe des inner-
staatlichen Rechts personenbezogene Daten übermittelt wer-
den, gelten die nachfolgenden Bestimmungen unter Beachtung
der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvorschriften:

1. Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf Ersu-
chen über die Verwendung der übermittelten Daten und über
die dadurch erzielten Ergebnisse.

2. Die Verwendung der Daten durch den Empfänger ist nur zu
den in diesem Vertrag bezeichneten Zwecken und zu den
durch die übermittelnde Stelle vorgesehenen Bedingungen
zulässig. Die Verwendung ist darüber hinaus zulässig zur Ver-

2. съвместно планиране и извършване на превантивни
мерки в съответната сфера на компетентност;

3. обмяна на информация относно методите на проверка и
на работа;

4. предаване на необходимата за надлежното изпълнение
на задачите информация, включително лични данни, по
официална молба за предоставяне на служебна помощ и
изпращане на документи;

5. предаване на уведомления без поискване;

6. уведомяване относно напредъка на определена проце-
дура, ако е налице молба за това, както и

7. обмен на служители.

(3) Алинея 2 важи съответно в случай на директно сътруд-
ничество между проверяващите и контролните органи съглас-
но член 4, алинея 2.

Член 6

Официални молби и уведомления без поискване

(1) Официални молби и уведомления без поискване съ-
гласно член 5, алинея 2, точки 4 и 5, трябва да съдържат
най-малко следните данни:

1. данни за фирмите или лицата, за които става въпрос, и

2. кратко, разбираемо представяне на фактите и обстоя-
телствата.

В официалните молби трябва допълнително да се посочи
службата, отправящата молбата, предметът и основанието
за молбата, както и информацията или действията, за чието
предаване или извършване се моли.

(2) Службата, към която е отправена молбата, може да
изисква допълнителна, необходима за обработката ин-
формация.

(3) Официални молби и уведомления без поискване могат
да се предават без спазване на определена форма писмено,
по факс или електронно.

(4) Официална молба не се обработва или уведомление
без поискване не се извършва, когато това причинява не-
съразмерен административен разход или когато вътрешно-
държавни разпоредби, респективно административната
практика противоречат на обработването им. Службата,
която отправя официалната молба, следва да бъде инфор-
мирана с посочване на причините, когато дадена официал-
на молба не може да бъде обработена. При предаване към
друга служба, службата, отправяща молбата, следва да
бъде информирана.

Член 7

Разходи

Всяка Договаряща държава поема разходите, които въз-
никват за нейните служби при прилагане на този Договор.

Член 8

Защита на данните

Доколкото въз основа на този Договор съгласно нацио-
налното законодателство се предават лични данни, при
спазване на нормативни актове, които са в сила за всяка
Договаряща държава, се прилагат следните разпоредби:

1. След запитване от предаващата служба, получателят
уведомява относно използването на предадените данни
и постигнатите чрез това резултати.

2. Използването на данните от получателя е допустимо
само за посочените в този Договор цели и при пред-
видените от предаващата служба условия. Извън това,
използването е допустимо за предотвратяване и пре-
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hütung und Verfolgung von Straftaten von erheblicher
Bedeutung sowie zum Zwecke der Abwehr von erheblichen
Gefahren für die öffentliche Sicherheit.

3. Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit
der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit
und Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermitt-
lung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem
jeweiligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungs-
verbote zu beachten. Die Übermittlung der Daten unterbleibt,
wenn die übermittelnde Stelle Grund zu der Annahme hat,
dass dadurch gegen den Zweck eines innerstaatlichen
Gesetzes verstoßen würde oder schutzwürdige Interessen
der betroffenen Personen beeinträchtigt würden. Erweist
sich, dass unrichtige Daten oder Daten, die nicht hätten
übermittelt werden dürfen, übermittelt worden sind, so ist
dies dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist ver-
pflichtet, die Daten unverzüglich zu berichtigen oder zu
löschen.

4. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person
übermittelten Informationen sowie über den vorgesehenen
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung
ergibt, dass das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu
erteilen, das Interesse des Betroffenen an der Auskunfts-
erteilung überwiegt. Im Übrigen richtet sich das Recht des
Betroffenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten
Auskunft zu erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht des
Vertragsstaates, in dessen Hoheitsgebiet die Auskunft bean-
tragt wird.

5. Soweit das für die übermittelnde Stelle geltende nationale
Recht in Bezug auf die übermittelten personenbezogenen
Daten besondere Löschungsfristen vorsieht, weist die über-
mittelnde Stelle den Empfänger darauf hin. Unabhängig von
diesen Fristen sind die übermittelten personenbezogenen
Daten zu löschen, sobald sie für den Zweck, für den sie über-
mittelt worden sind, nicht mehr erforderlich sind.

6. Die übermittelnde Stelle und der Empfänger sind verpflichtet,
die Übermittlung und den Empfang von personenbezogenen
Daten aktenkundig zu machen.

7. Die übermittelnde Stelle und der Empfänger sind verpflichtet,
die übermittelten personenbezogenen Daten wirksam gegen
unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und unbefugte
Bekanntgabe zu schützen.

Artikel 9

Gemischte Kommission

(1) Eine gemischte Kommission, die sich aus Vertretern des
Bundesministeriums der Finanzen der Bundesrepublik Deutsch-
land und des Ministeriums für Arbeit und Sozialpolitik und des
Ministeriums der Finanzen der Republik Bulgarien sowie der
in Artikel 3 genannten Stellen zusammensetzt, tritt erstmals
12 Monate nach Inkrafttreten dieses Vertrags und anschließend
auf Wunsch der Vertragsstaaten, mindestens jedoch alle zwei
Jahre zusammen. Ziel ist es, die aufgrund dieses Vertrags erziel-
ten Ergebnisse zu bewerten und alle Fragen der Auslegung oder
der Anwendung des Vertrags zu behandeln.

(2) Die gemischte Kommission kann Vertreter anderer natio-
naler Stellen sowie solche anderer Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union, die an der Erreichung der Ziele des Vertrags
interessiert sind, einladen, an ihren Arbeiten teilzunehmen.

Artikel 10

Änderung des Vertrags und Anlagen

(1) Dieser Vertrag kann im gegenseitigen Einvernehmen der
Vertragsstaaten jederzeit durch gesonderte Vereinbarung geän-
dert werden.

следване на престъпления от особена значимост, както и
за целите на предотвратяване на съществени опасности
за обществената сигурност.

3. Предаващата служба е длъжна да следи за верността на
предаваните данни, както и за необходимостта и еквива-
лентността по отношение на преследваната чрез преда-
ването на данните цел. Тук следва да се съблюдават
въведените съгласно съответното национално законо-
дателство забрани за предаване на данни. Предаването
на данни не се осъществява, когато предаващата служба
има основание да предполага, че по този начин би била
нарушена целта на вътрешен нормативен акт или биха
били накърнени интереси на засегнатите лица, които би
следвало да бъдат защитавани. Ако се окаже, че са пре-
дадени неверни данни или данни, които не е трябвало да
бъдат предавани, тогава това трябва да се съобщи неза-
бавно на получателя. Той е длъжен незабавно да кориги-
ра или изтрие данните.

4. Засегнатият трябва да бъде информиран при поискава-
не относно предадените данни за личността му, както и
за предвиденото предназначение. Задължение за ин-
формиране не съществува, ако преценката покаже, че
общественият интерес, в случай че не бъде предоставе-
на информация, е по-голям от интереса на засегнатия от
това, да бъде информиран. Иначе правото на засегнатия
да получи информация за съществуващите за личността
му данни следва националното законодателство на съо-
тветната Договаряща държава, на чиято държавна тери-
тория е изискана информацията.

5. Доколкото действащото спрямо предаващата служба на-
ционално законодателство по отношение на предадените
лични данни предвижда определени срокове за залича-
ването им, то предаващата служба следва да обърне
внимание на получателя върху това. Независимо от тези
срокове предадените лични данни се заличават веднага,
щом вече не са необходими за целта, за която са били
предадени.

6. Предаващата служба и получателят са длъжни да доку-
ментират предаването и получаването на лични данни.

7. Предаващата служба и получателят са длъжни да пазят
отговорно предадените лични данни от неправомерен до-
стъп, неправомерна промяна и неправомерно оповестя-
ване.

Член 9

Смесена комисия

(1) Смесена комисия, която се състои от представители
на Федералното министерство на финансите на Федерална
република Германия и на Министерството на труда и социал-
ната политика и на Министерството на финансите на Репуб-
лика България, както и на назованите в член 3 служби, се
събира за първи път 12 месеца след влизане в сила на Дого-
вора, а след това по желание на Договарящите държави, но
не по-малко от веднъж на две години. Целта е да бъдат
оценени постигнатите въз основа на този Договор резулта-
ти и да бъдат обсъдени всички въпроси по тълкуването или
прилагането на Договора.

(2) Смесената комисия може да покани за участие и
представители на други национални служби, както и служби
от други страни-членки на Европейския съюз, които са за-
интересовани от постигане целите на Договора.

Член 10

Изменение на Договора и Приложения

(1) По взаимно съгласие на Договарящите държави, по
всяко време чрез отделно споразумение Договорът може да
бъде променян.
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(2) Dem Vertrag ist eine Anlage beigefügt, die den Zuständig-
keitsbereich der Stellen nach Artikel 3 Absatz 1 darstellt sowie
die zentralen Stellen nach Artikel 3 Absatz 2 benennt, und die
Bestandteil dieses Vertrages ist. Diese Anlage kann durch
Notenwechsel geändert werden.

Artikel 11

Durchführung des Vertrags

Das Bundesministerium der Finanzen der Bundesrepublik
Deutschland und das Ministerium für Arbeit und Sozialpolitik
und das Ministerium der Finanzen der Republik Bulgarien ver-
pflichten sich, binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses
Vertrags die Durchführung des Vertrags für ihren Geschäftsbe-
reich zu regeln.

Artikel 12

Registrierung des Vertrags

Die Registrierung dieses Vertrags beim Sekretariat der Verein-
ten Nationen nach Artikel 102 der Charta der Vereinten Nationen
wird unverzüglich nach seinem Inkrafttreten von der Republik
Bulgarien veranlasst. Der andere Vertragsstaat wird unter Anga-
be der VN-Registrierungsnummer von der erfolgten Registrie-
rung unterrichtet, sobald diese vom Sekretariat der Vereinten
Nationen bestätigt worden ist.

Artikel 13

Inkrafttreten des Vertrags

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations-
urkunden werden so bald wie möglich ausgetauscht.

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der
auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach Austausch der
Ratifikationsurkunden folgt.

Artikel 14

Kündigung des Vertrags

Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er
kann von jedem Vertragsstaat durch eine schriftliche Notifikation
an den anderen Vertragsstaat gekündigt werden. Diese Kündi-
gung wird drei Monate nach Eingang der Notifikation bei dem
anderen Vertragsstaat wirksam.

Geschehen zu Sofia am 12. November 2008 in zwei Urschrif-
ten, jede in deutscher und bulgarischer Sprache, wobei jeder
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.

(2) Към настоящия Договор се прилага Приложение,
което определя сферата на компетентност на службите по
члeн 3, алинея 1, както и централните служби по член, 3,
алинея 2 и е неразделна част от Договора.Това Приложение
може да бъде изменяно чрез размяна на ноти.

Член 11

Прилагане на Договора

Федералното министерство на финансите на Федерална
република Германия и Министерството на труда и социал-
ната политика и Министерството на финансите на Републи-
ка България се задължават в срок от шест месеца след вли-
зането в сила на този Договор да регламентират прилагане-
то на Договора в сферата на техните правомощия.

Член 12

Регистрация на Договора

Веднага след влизането в сила на Договора Република
България ще предприеме съответните действия за реги-
страцията му в Секретариата на Обединените нации,
съгласно член 102 от Хартата на Обединените нации. След
потвърждаване на регистрацията от Секретариата на Обе-
динените нации, другата Договаряща държава ще бъде
информирана за направената регистрация и получения от
Обединените нации регистрационен номер.

Член 13

Влизане в сила на Договора

(1) Този Договор подлежи на ратификация; ратифика-
ционните документи ще бъдат разменени във възможно
най-кратки срокове.

(2) Този Договор влиза в сила на първия ден от третия
месец, следващ размяната на ратификационните докумен-
ти.

Член 14

Прекратяване на Договора

Този Договор се сключва за неопределен срок. Той може
да бъде прекратен от всяка една от Договарящите държави
след писмено уведомяване на другата Договаряща държа-
ва. Прекратяването поражда действие три месеца след
постъпване на уведомяването при другата Договаряща
държава.

Сключен в София на 12 ноември 2008 г. в два оригинала,
всеки един на немски и български език, при което всеки
текст е в еднаква степен обвързващ.

Für die Bundesrepublik Deutschland
За Федерална република Германия

M i c h a e l G e i e r

Für die Republik Bulgarien
За Република България

Em i l i j a Ma s l a rova
P l amen O re š a rs k i
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A) Bundesrepublik Deutschland

I. Darstellung des Zuständigkeitsbereichs der Finanzkontrolle
Schwarzarbeit der Zollverwaltung im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums der Finanzen der Bundesrepublik
Deutschland (gemäß Artikel 3 Absatz 1 des Vertrags)

Der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Bulgarien über die Zusammenarbeit bei der Bekämp-
fung des grenzüberschreitenden Missbrauchs bei Leistungen
und Beiträgen zur sozialen Sicherheit durch Erwerbstätigkeit
und von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit sowie bei illegaler
grenzüberschreitender Leiharbeit regelt in Artikel 3 Absatz 1,
dass der Vertrag auf Seiten der Bundesrepublik Deutschland
durch diejenigen Stellen im Geschäftsbereich des Bundesminis-
teriums der Finanzen und auf Seiten der Republik Bulgarien
durch diejenigen Stellen in den Geschäftsbereichen des Ministe-
riums für Arbeit und Sozialpolitik und des Ministeriums der
Finanzen durchgeführt wird, in deren Zuständigkeit die in Artikel 1
Absatz 1 beschriebenen Aufgaben fallen.

Die in Artikel 1 Absatz 1 beschriebenen Aufgaben umfassen die
Bekämpfung des grenzüberschreitenden Missbrauchs bei Leis-
tungen und Beiträgen zur sozialen Sicherheit durch Erwerbstä-
tigkeit und von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit sowie bei
illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit. Der letzte Absatz der
Präambel weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass für
diese Aufgaben national unterschiedliche Herangehensweisen
und Definitionen bestehen.

In der Bundesrepublik Deutschland werden diese Aufgaben als
Bekämpfung der Schwarzarbeit und der illegalen Beschäftigung
bezeichnet und von dem Gesetz zur Bekämpfung der Schwarz-
arbeit und illegalen Beschäftigung (Schwarzarbeitbekämp-
fungsgesetz – SchwarzArbG) erfasst.

Nach § 1 Absatz 2 SchwarzArbG leistet Schwarzarbeit, wer
Dienst- oder Werkleistungen erbringt oder ausführen lässt und
dabei

1. als Arbeitgeber, Unternehmer oder versicherungspflichtiger
Selbstständiger seine sich auf Grund der Dienst- oder Werk-
leistungen ergebenden sozialversicherungsrechtlichen Mel-
de-, Beitrags- oder Aufzeichnungspflichten nicht erfüllt (Vor-

A) Федерална република Германия

I. Представяне на областта на компетенции на финансовия
контрол „Работа на черно“ на управление „Митници“ в сфе-
рата на действие на Федералното Министерство на
финансите на Федерална република Германия (съгласно
член 3, алинея 1 на Договора)

В член 3, алинея 1 от Договора между Федерална репуб-
лика Германия и република България за сътрудничество
в борбата с трансграничната злоупотреба при обезщетения
и вноски за социална сигурност от заетост и с нерегистри-
раната заетост, както и при нелегална трансгранична
временна заетост, е указано, че от страна на Федерална
република Германия и от страна на Република България
Договорът засяга тези органи в сферата на Федералното
Министерство на финансите, както и съответните органи
в сферата на българските Министерство на труда и со-
циалната политика и Министерство на финансите, в чиято
компетентност попадат описаните в член 1, алинея 1 за-
дачи.

Описаните в член 1, алинея 1 задачи обхващат борбата
с трансграничната злоупотреба при обезщетения и вноски
за социална сигурност от заетост и с нерегистрираната
заетост, както и при нелегална трансгранична временна
заетост. В тази връзка последният абзац от уводната част
указва, че за тези задачи съществуват различни нацио-
нални дефиниции и подходи.

Във Федерална република Германия тези задачи се опреде-
лят като борба срещу „работата на черно“ и нелегалната
заетост и се обхващат от Закона за борба с работата на
черно и нелегална заетост (Закон за борба с работата на
черно).

Според параграф 1, алинея 2 на Закона за борба с работата
на черно „работа на черно“ упражнява този, който извърш-
ва услуги или работа, или допуска те да бъдат извършени,
като същевременно:

1. въз основа на извършвани услуги или работа не изпъл-
нява правните си задължения в областта на социалната
сигурност като работодател, предприемач или само-
осигуряващо се лице за регистрация, вноски или обявя-

Anlage
zum Vertrag

zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Republik Bulgarien

über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung
des grenzüberschreitenden Missbrauchs bei Leistungen und Beiträgen

zur sozialen Sicherheit durch Erwerbstätigkeit
und von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit

sowie bei illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit

Приложение
към Договора

между Федерална република Германия
и Република България

относно сътрудничество в борбата с трансграничната злоупотреба
при обезщетения и вноски за социална сигурност от заетост

и с нерегистрираната заетост,
както и при нелегална трансгранична временна заетост
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enthalten von Sozialversicherungsbeiträgen),

2. als Steuerpflichtiger seine sich auf Grund der Dienst- oder
Werkleistungen ergebenden steuerlichen Pflichten nicht er-
füllt (Steuerhinterziehung),

3. als Empfänger von Sozialleistungen seine sich auf Grund der
Dienst- oder Werkleistungen ergebenden Mitteilungspflich-
ten gegenüber dem Sozialleistungsträger nicht erfüllt (Leis-
tungsmissbrauch),

4. als Erbringer von Dienst- oder Werkleistungen seiner sich
daraus ergebenden Verpflichtung zur Anzeige vom Beginn
des selbstständigen Betriebes eines stehenden Gewerbes
nicht nachgekommen ist oder die erforderliche Reisegewer-
bekarte nicht erworben hat (gewerberechtliche Verstöße),

5. als Erbringer von Dienst- oder Werkleistungen ein zulas-
sungspflichtiges Handwerk als stehendes Gewerbe selbst-
ständig betreibt, ohne in der Handwerksrolle eingetragen zu
sein (handwerksrechtliche Verstöße).

Hilfeleistungen durch Angehörige oder Lebenspartner sowie in
Form der Nachbarschaftshilfe, Gefälligkeit oder Selbsthilfe blei-
ben dabei weiterhin zulässig – vorausgesetzt, dass die Dienst-
oder Werkleistungen nicht nachhaltig auf Gewinn gerichtet sind.
Dabei sind unter „Dienst- oder Werkleistungen“ sowohl die
Tätigkeiten von abhängig beschäftigten Arbeitnehmern als auch
die Tätigkeiten von selbstständigen Unternehmern zu verste-
hen.

Schwarzarbeit geht in Deutschland regelmäßig einher mit „ille-
galer Beschäftigung“, die jedoch nicht im Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetz definiert wird. Als illegale Beschäftigung wird
die Beschäftigung unter Verletzung von arbeitsmarkt- und aus-
länderrechtlichen Vorschriften bezeichnet:

1. Illegale Ausländerbeschäftigung:

Illegale Ausländerbeschäftigung ist die Beschäftigung von
Ausländern ohne erforderliche Aufenthaltstitel und Arbeits-
genehmigungen und die Beschäftigung solcher Ausländer zu
ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare deut-
sche Arbeitnehmer.

2. Illegale Arbeitnehmerüberlassung:

Illegale Arbeitnehmerüberlassung ist der illegale Verleih von
Arbeitnehmern an Dritte. Der Verleih von Arbeitnehmern ist
grundsätzlich erlaubnispflichtig, der Verleih von Arbeitneh-
mern an ein Bauunternehmen ist grundsätzlich verboten.

3. Verstöße gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz:

Verstöße gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz liegen
unter anderem vor, wenn bei Beschäftigung im Bereich des
Baugewerbes Arbeitsbedingungen wie Mindestlohn, Urlaub
oder Urlaubskassenbeiträge nach Maßgabe des Arbeitneh-
mer-Entsendegesetzes nicht eingehalten werden.

Der Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
der Bundesrepublik Deutschland umfasst die Zuständigkeit für
die Bekämpfung der Schwarzarbeit und der illegalen Beschäfti-
gung auf Ebene des Bundes.

Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen der
Bundesrepublik Deutschland sind die Zuständigkeiten für die
Bekämpfung der Schwarzarbeit und der illegalen Beschäftigung
bei den Behörden der Zollverwaltung gebündelt. Für die Erfül-
lung dieser Aufgaben wurde der Arbeitsbereich Finanzkontrolle
Schwarzarbeit der Zollverwaltung eingerichtet. Die Bediensteten
des Arbeitsbereichs Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollver-
waltung führen Prüfungen durch und können in Straf- und Buß-
geldverfahren ermitteln.

Nach § 2 Absatz 1 SchwarzArbG führen die Behörden der Zoll-
verwaltung folgende verdachtsunabhängige Prüfungen durch:

ване на възнаграждението (неправомерно неизплащане
на социално-осигурителните вноски);

2. въз основа на извършвани услуги или работа не изпълня-
ва данъчните си задължения (укриване на данъци);

3. въз основа на извършвани услуги или работа като полу-
чател на социални обезщетения не изпълнява задълже-
нията си да уведомява институцията, която ги отпуска
(злоупотреба с обезщетения);

4. като предоставящ услуги или работа не изпълнява про-
изтичащите му от това задължения за обявяване нача-
лото на самостоятелната дейност на вече съществуващ
занаят или не е придобил необходимата служебна карта
за пътуване (занаятчийско-правни нарушения);

5. като предоставящ услуги или работа, който упражнява
самостоятелна дейност в рамките на вече съществуващ
занаят, без де е вписан в Регистъра на занаятите (зана-
ятчийско-правни нарушения).

Оказване на помощ от страна на членове на семействата
или партньори, както и под формата на помощ от съседи,
услуги или самопомощ, остават допустими в случай, че услу-
гите или работата не са последователно насочени към
печалба. Под „извършване на услуги или работа“ се разби-
ра както упражняваните дейности от наети лица, така и от
самостоятелните предприемачи.

„Работа на черно“ в Германия по принцип върви заедно с „не-
легална заетост“, която обаче по този начин не е изрично
дефинирана в Закона за борба с работата на черно. Като
„нелегална заетост“ се определя заетостта, която е в нару-
шение на правните разпоредби, свързани с пазара на труда,
както и с правните разпоредби, касаещи чужденците:

1. Нелегална заетост на чужденци

Нелегалната заетост на чужденци е заетост на чужденци
без необходимото разрешение за престой и работа, както
и заетостта на същите при неизгодни условия на труд
в сравнение със сравними позиции, предлагани на гер-
манските работници.

2. Нелегално предоставяне на работници

Нелегално предоставяне на работници е нелегално пре-
отстъпване на служители на трети лица. Принципно за
такова преотстъпване на работници задължително е
необходимо официално разрешение, забранено е обаче
преотстъпване на работници на фирми в строителния
бранш.

3. Нарушения на Закона за изпращане на чужденци за
работа във Федерална република Германия

Нарушения на Закона за изпращане на чужденци за
работа във Федерална република Германия са налице
включително и в случаите, когато при работа в сферата
на строителството не са спазени условията на труда,
като минимална заплата, отпуск или вноски в Касата за
отпуск, регламентирани в Закона.

Отговорностите и компетенциите на Федералното Мини-
стерство на финансите на Федерална република Германия
за борба с работата на черно и нелегалната заетост са на
федерално ниво.

В сферата на Федералното Министерство на финансите на
Федерална република Германия компетенциите за борба с ра-
ботата на черно и нелегалната заетост попадат в компетент-
ност на службите на управление „Митници“. За изпълнение
на тези задачи в управление „Митници“ е институционали-
зирана специализираната група „Финансов контрол за рабо-
тата на черно“. Служителите на специализираната група
„Финансов контрол за работата на черно“ извършват про-
верки и могат да откриват наказателни процедури.

Според параграф 2, алинея 1 на Закона за работата на
черно, службите на управление „Митници“ извършват след-
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1. Prüfung, ob die sich aus den Dienst- oder Werkleistungen
ergebenden Meldepflichten des Arbeitgebers nach § 28a des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch erfüllt werden oder wur-
den:

Die Behörden der Zollverwaltung prüfen, ob der Arbeitgeber
den Pflichten, versicherungspflichtige Beschäftigte bei den
Einzugstellen der Sozialversicherungsbeiträge zu melden,
nachgekommen ist. Mit der Prüfung wird bezweckt, die ord-
nungsgemäße Meldung von Arbeitnehmern bei der Sozial-
versicherung sicherzustellen.

2. Prüfung, ob auf Grund der Dienst- oder Werkleistungen So-
zialleistungen nach dem Zweiten und Dritten Buch Sozial-
gesetzbuch oder Leistungen nach dem Altersteilzeitgesetz
zu Unrecht bezogen werden oder wurden:

Die Behörden der Zollverwaltung prüfen, ob das Erbringen
von Dienst- oder Werkleistungen den Trägern von Sozialleis-
tungen richtig, vollständig und rechtzeitig mitgeteilt wurde,
sofern es für den Bezug einer Sozialleistung erheblich ist.

Dabei umfassen die Sozialleistungen nach dem Dritten Buch
Sozialgesetzbuch, deren unrechtmäßiger Bezug geprüft
wird, insbesondere das Arbeitslosengeld; die Sozialleistun-
gen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch umfassen
insbesondere das sog. Arbeitslosengeld II für erwerbsfähige
Hilfsbedürftige zur Sicherung des Lebensunterhalts.

3. Prüfung, ob die Angaben des Arbeitgebers, die für die So-
zialleistungen nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch
erheblich sind, zutreffend bescheinigt wurden:

Arbeitslose können unter Weiterbezug von Arbeitslosengeld
eine Beschäftigung von weniger als 15 Stunden pro Woche
ausüben. Der Arbeitgeber hat hierfür eine Nebeneinkom-
mensbescheinigung auszustellen. Bei Beendigung eines
Beschäftigungsverhältnisses hat der Arbeitgeber eine
Arbeitsbescheinigung auszustellen, die alle Tatsachen über
das Beschäftigungsverhältnis, die für die Entscheidung über
den Anspruch auf Arbeitslosengeld erheblich sind, enthält.
Die Behörden der Zollverwaltung prüfen, ob der Arbeitgeber
diese Bescheinigung zutreffend ausgestellt hat.

4. Prüfung, ob Ausländer nicht entgegen § 284 Absatz 1 des
Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder § 4 Absatz 3 Satz 1
des Aufenthaltsgesetzes und nicht zu ungünstigeren Arbeits-
bedingungen als vergleichbare deutsche Arbeitnehmer oder
Arbeitnehmerinnen beschäftigt werden oder wurden oder
nicht entgegen § 4 Absatz 3 Satz 1 und 2 des Aufenthaltsge-
setzes mit entgeltlichen Dienst- oder Werkleistungen beauf-
tragt werden oder wurden:

Die Behörden der Zollverwaltung prüfen,

a) ob ein Ausländer ohne den erforderlichen, zur Ausübung
einer Erwerbstätigkeit berechtigenden Aufenthaltstitel
oder ohne die erforderliche Arbeitsgenehmigung beschäf-
tigt wird und ob er nicht zu schlechteren Arbeitsbedingun-
gen als vergleichbare deutsche Arbeitnehmer beschäftigt
wird,

b) ob ein drittstaatsangehöriger Ausländer ohne den erfor-
derlichen, zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit berechti-
genden Aufenthaltstitel mit entgeltlichen Dienst- oder
Werkleistungen beauftragt wird.

5. Prüfung, ob Arbeitsbedingungen nach Maßgabe des Arbeit-
nehmer-Entsendegesetzes eingehalten werden oder wurden:

Die Behörden der Zollverwaltung prüfen unter anderem, ob
im Bereich des Baugewerbes die in den Tarifverträgen vorge-
schriebenen Mindestlöhne, rechtzeitigen Lohnzahlungen und
Urlaubsbedingungen sowie die Abführung von Beiträgen an

ните независими от конкретни съмнения проверки:

1. Проверка за изпълнение на произтичащите за работода-
теля задължения за регистрация, свързани с извършва-
не на услуги или работа – параграф 28 а от Четвърти раз-
дел на Социалния кодекс:

Службите на управление „Митници“ проверяват спазва-
нето на задълженията от страна на работодателя за обя-
вяване в съответните служби на вноските за социална
сигурност на заетите, подлежащи на задължително оси-
гуряване. Проверката цели гарантиране на регистрация-
та на работника в службите за социална сигурност.

2. Проверка за неправомерно ползване на социални обез-
щетения съгласно Втори и Трети раздел на Социалния
Кодекс:

Доколкото това е съществено за получаването на соци-
ални обезщетения, службите на управление „Митници“
проверяват правилното, пълно и навременно информи-
ране на носителите на социални обезщетения за извър-
шени услуги или работа. Социални обезщетения съглас-
но Трети раздел на Социалния Кодекс, които подлежат
на проверка за неправомерното изплащане, са в част-
ност обезщетения за безработица. Социалните обезще-
тения съгласно Втори раздел на Социалния Кодекс
обхващат най-вече така наречените обезщетения за без-
работни II, които са предназначени за гарантиране на
минимален жизнен стандарт на трудоспособни социално
слаби лица.

3. Проверка за удостоверяване на данните, подадени от
работодателя, които имат значение за социалните обез-
щетения съгласно Трети раздел на Социалния кодекс:

Безработните продължават да получават обезщетения
за безработица и в случаите, когато лицето работи под
15 часа седмично. В този случай работодателят е длъ-
жен да издаде удостоверение за допълнителен доход.
При приключване на трудовите правоотношения работо-
дателят е длъжен да издаде работно удостоверение,
в което да бъдат вписани всички факти, свързани с тру-
довите правоотношения, и които са съществени във
връзка с вземане на решения за изплащане на социални
обезщетения. Службите на управление „Митници“ про-
веряват именно изпълнението на това задължение от
страна на работодателя.

4. Проверка за спазване на параграф 284, алинея 1 наТре-
ти раздел от Социалния кодекс или параграф 4, алинея
3, изречение 1 от Закона за пребиваване и дали не са
или са били заети при по-неизгодни условия, сравнени
с условията за наемане на германски работници в сходни
професии или в противоречие с параграф 4, алинея 3,
изречения 1 и 2 от Закона за пребиваване са или са били
натоварени срещу заплащане с услуги или работа:

Службите на управление „Митници“ проверяват:

a) за наличието на необходимите за извършването на
занаят от страна на чужденци разрешения за престой
или разрешение за работа, както и на същите условия
на труда, при които чужденците се наемат за работа,
в сравнение с германски работници и

б) дали чужденец от трета страна се наема за работа
или услуга срещу заплащане, без необходимото за
извършването на занаят от страна на чужденеца раз-
решение за престой.

5. Проверка за спазване на трудовите условия съгласно
Закона за изпращане на чужденци за работа във Феде-
рална република Германия:

В сферата на строителството службите на управление
„Митници“ проверяват включително и спазването на
минималното заплащане съгласно съществуващата тари-
фа, навременното изплащане на възнагражденията, усло-
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Urlaubskassen und die Pflicht ausländischer Arbeitgeber, in
Deutschland beschäftigte Arbeitnehmer anzumelden, einge-
halten werden.

Weiterhin prüfen nach § 2 Absatz 1 SchwarzArbG die Behörden
der Zollverwaltung zur Erfüllung ihrer Mitteilungspflicht gegen-
über den Finanzbehörden der Bundesländer, ob Anhaltspunkte
dafür bestehen, dass Steuerpflichtige ihren sich aus den Dienst-
oder Werkleistungen ergebenden steuerlichen Pflichten nicht
nachgekommen sind.

Schließlich prüfen die Behörden der Zollverwaltung nach § 18h
Absatz 7 Viertes Buch Sozialgesetzbuch, ob ein Beschäftigter
seinen Sozialversicherungsausweis bei Βeginn der Beschäfti-
gung dem Arbeitgeber vorlegt und ob Beschäftigte in be-
stimmten Wirtschaftszweigen der Verpflichtung, den Sozial-
versicherungsausweis mitzuführen, nachkommen. Der Sozial-
versicherungsausweis ist ein Dokument, in dem die Meldung zur
Sozialversicherung bescheinigt wird.

Die Behörden der Zollverwaltung werden bei den Prüfungen
nach § 2 Absatz 1 SchwarzArbG von folgenden Stellen unter-
stützt:

1. den Finanzbehörden der Bundesländer,

2. der Bundesagentur für Arbeit,

3. den Einzugsstellen für die Sozialversicherungsbeiträge,

4. den Trägern der Rentenversicherung,

5. den Trägern der Unfallversicherung,

6. den Trägern der Sozialhilfe,

7. den nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständigen
Behörden,

8. den in § 71 Absatz 1 bis 3 des Aufenthaltsgesetzes genann-
ten Behörden (Ausländerbehörden, Auslandsvertretungen,
Bundespolizei),

9. den für den Arbeitsschutz zuständigen Landesbehörden,

10. den Polizeivollzugsbehörden der Länder auf Ersuchen im
Einzelfall,

11. den nach Landesrecht für die Verfolgung und Ahndung von
handwerks- und gewerberechtlichen Ordnungswidrigkeiten
nach dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz zuständigen
Behörden und

12. dem Bundesamt für Güterverkehr.

Die Behörden der Zollverwaltung und die sie unterstützenden
Stellen sind verpflichtet, einander die für deren Prüfungen
erforderlichen Informationen einschließlich personenbezogener
Daten und die Ergebnisse der Prüfungen zu übermitteln, soweit
deren Kenntnis für die Erfüllung der Aufgaben der Behörden
oder Stellen erforderlich ist.

II. Zentrale Stelle nach Artikel 3 Absatz 2 des Vertrags

Folgende zentrale Stelle im Geschäftsbereich des Bundesminis-
teriums der Finanzen der Bundesrepublik Deutschland ist für die
Zusammenarbeit im Rahmen des Vertrags hauptverantwortlich
zuständig:

Bundesfinanzdirektion West
Abteilung Zentrale Facheinheit
Wörthstraße 1-3
50668 Köln
Tel.: 0221 37993-100
Fax: 0221 37993-701

вията за отпуск, както и вноските в Касата за отпуски.
Също така на проверка подлежи и задължението на
работодателите-чужденци за регистрация на наетите от
тях във Федерална република Германия работници.

По-нататък, съгласно параграф 2, алинея 1 от Закона за
борба с работа на черно и нелегалната заетост, службите
на управление „Митници“, в изпълнение на задължението си
за съобщаване на финансовите служби на федералните
провинции, проверяват, дали съществуват основания за
това, че лица, които са длъжни да плащат данъци, не за
изпълнили произтичащите за тях данъчни задължения от
извършването на услуги и занаятчийски дейности.

В заключение, службите на управление „Митници“ проверя-
ват спазването на параграф 18h, алинея 7 на Четвърти раз-
дел на Социалния Кодекс, дали работещият при постъпване
на работа представя на работодателя социално-осигурител-
ната си книжка и дали заетите в определени отрасли на
икономиката работещи се подчиняват на задължението да
носят социално-осигурителната си книжка. Социално-осигу-
рителната книжка е документ, удостоверяващ регистрация-
та към социалното осигуряване.

За проверките съгласно параграф 2, алинея 1 от Закона за
работа на черно, на Службите от управление „Митници“ се
оказва помощ от:

1. Финансовите служби на отделните федерални провин-
ции,

2. Федералната агенция за заетост,

3. Служби за събиране на социално-осигурителни вноски,

4. Носители на пенсионни застраховки,

5. Носители на застраховки „Злополука“,

6. Носители на социални помощи,

7. Съответните емигрантски служби,

8. Службите, упоменати в параграф 71, алинеи 1 до 3 на
Закона за пребиваване (Служби за чужденци, чужди
представителства, Федералната полиция),

9. Съответните служби за Защита на труда на отделните
провинции,

10. По молба в отделни случаи Полицейските служби на
отделните провинции

11. Компетентните според правната уредба на отделните
провинции институции, свързани със преследване и
наказване на административни нарушения в сферата на
промишлеността и занаятите съгласно Закона за борба
с работата на черно и

12. Федералната служба за превозване на стоки.

Службите на управление „Митници“ и подпомагащите ги
институции са длъжни да обменят информация помежду си,
свързана с извършените проверки, вкл. и резултати от про-
верка, свързани с данни за конкретни лица, доколкото тази
информация е необходима на службите и институциите за
изпълнение на техните задачи.

II. Централни институции съгласно член 3, алинея 2 от Дого-
вора

Следната централна служба в сферата на Федералното
Министерство на финансите на Федерална република Гер-
мания носи главната отговорност за сътрудничеството в рам-
ките на Договора:

Bundesfinanzdirektion West
Abteilung Zentrale Facheinheit
Wörthstraße 1-3
50668 Köln
Tel.: 0221 37993-100
Fax: 0221 37993-701
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B) Republik Bulgarien

I. Darstellung des Zuständigkeitsbereichs der Nationalen Ein-
kommensagentur beim Ministerium der Finanzen der Repu-
blik Bulgarien im Sinne des Artikel 3 Absatz 1 des Vertrags.

In Artikel 3 Absatz 1 des Vertrags zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Bulgarien über die Zusammenar-
beit bei der Bekämpfung des grenzüberschreitenden Miss-
brauchs bei Leistungen und Beiträgen zur sozialen Sicherheit
durch Erwerbstätigkeit und von nicht angemeldeter Erwerbs-
tätigkeit sowie bei illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit
wird darauf hingewiesen, dass dieser Vertrag auf Seiten der
Bundesrepublik Deutschland durch diejenigen Stellen im
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen und
auf Seiten der Republik Bulgarien durch diejenigen Stellen in
den Geschäftsbereichen des Ministeriums für Arbeit und
Sozialpolitik und des Ministeriums der Finanzen durchgeführt
wird, in deren Zuständigkeit die in Artikel 1 Absatz 1 beschriebe-
nen Aufgaben fallen.

Die in Artikel 1 Absatz 1 beschriebenen Aufgaben sind mit der
Bekämpfung des grenzüberschreitenden Missbrauchs bei
Sozialversicherungsleistungen und -beiträgen und von nicht
angemeldeter Erwerbstätigkeit sowie bei illegaler grenzüber-
schreitender Leiharbeit verbunden. Der letzte Absatz des Ein-
leitungsteils weist darauf hin, dass national unterschiedliche
Herangehensweisen und Definitionen im Zusammenhang mit
diesen Aufgaben bestehen.

Durch das Gesetz über die Nationale Einkommensagentur ist
eine Nationale Einkommensagentur mit der Funktion einer
staatlichen, dem Finanzminister untergeordneten Fachstelle für
Festsetzung, Absicherung und Erhebung öffentlicher Abgaben
errichtet worden.

Im Zusammenhang mit dem Gegenstand dieses Vertrags hat die
Agentur folgende Aufgaben und Kompetenzen (Artikel 3 des
Gesetzes über die Nationale Einkommensagentur):

1. die Grundlage und die Höhe der öffentlichen Abgaben wie
Steuern und Pflichtversicherungsbeiträge festzusetzen;

2. die öffentlichen Abgaben der Ziffer 1 sicherzustellen und im
Zwangswege zu erheben;

3. die freiwilligen Leistungen der öffentlichen Abgaben der Ziffer 1
einzuziehen;

4. Verwaltungsverstöße festzustellen und Verwaltungsstrafen
entsprechend den Steuergesetzen sowie den Gesetzen zur
Regelung der Pflichtversicherungsbeiträge aufzuerlegen;

5. ein Register der Personen, die einer Anmeldung gemäß den
Regelungen der Steuer- und Versicherungsprozessordnung
unterliegen, sowie der Personen, die aufgrund eines arbeits-
rechtlichen Verhältnisses beschäftigt sind, zu führen; Daten-
bänke über diese Personen, die notwendig für die Durch-
führung ihrer Tätigkeit sowie für die Bedürfnisse der sozialen
Pflichtversicherung, des Ministeriums der Finanzen und der
Gemeindeverwaltungen sind, zu erzeugen und zu unterhal-
ten.

Die Verfahren zur Feststellung der Verpflichtungen hinsichtlich
der Steuern und Pflichtversicherungsbeiträge sowie zur
Absicherung und Erhebung der öffentlichen Abgaben sind durch
die Steuer- und Versicherungsprozessordnung geregelt.

Die für die Einkommen zuständigen Stellen der Agentur führen
die Steuer- und Versicherungsaufsicht mittels Revisionen und
Prüfungen. Die Revision stellt eine Gesamtheit von Handlungen
der Einkommensstellen dar, die auf die Feststellung der
Verpflichtungen aus Steuern und Pflichtversicherungsbeiträgen
abzielen. Die Prüfung stellt eine Gesamtheit von Handlungen der
Einkommenstellen dar, die auf die Beachtung des Steuer- und
Versicherungsrechts und auf die Feststellung bestimmter, für die
Verpflichtungen hinsichtlich der Steuern und Pflichtver-
sicherungsbeiträge wichtige Rolle spielender Tatsachen und

Б) Република България

I. Представяне на областта от компетенции на Национална-
та агенция за приходите към Министерството на фина-
нсите на Република България по смисъла на член 3, али-
нея 1 от Договора.

В член 3, алинея 1 на Договора между Федерална републи-
ка Германия и Република България относно сътрудничество
в борбата с трансграничната злоупотреба при обезщетения
и вноски за социална сигурност от заетост и с нерегистри-
раната заетост, както и при нелегална трансгранична зае-
тост е указано, че от страна на Федерална република Герма-
ния и от страна на Република България Договорът засяга
тези органи в сферата от компетенции на Федералното
министерство на финансите както и съответните органи
в сферата от компетенции на българските Министерство на
труда и социалната политика и Министерство на финансите,
които отговарят за описаните в член 1, алинея 1 задачи.

Описаните в член 1, алинея 1 задачи са свързани с борбата
с трансграничната злоупотреба при обезщетения и вноски
за социална сигурност и с нерегистрираната заетост, както
и при нелегална трансгранична заетост. Последният абзац
на уводната част обръща внимание на това, че за тези зада-
чи съществуват различни национални подходи и дефини-
ции.

Със Закона за Националната агенция за приходите е създа-
дена Национална агенция за приходите, като подчинен на
министъра на финансите специализиран държавен орган,
за установяване, обезпечаване и събиране на публични взе-
мания.

Функциите и правомощията на агенцията във връзка с пред-
мета на настоящия договор са (член 3 от Закона за НАП):

1. да установява по основание и по размер публичните взе-
мания за данъци и задължителни осигурителни вноски;

2. да обезпечава и събира принудително публичните взема-
ния по т. 1;

3. да събира доброволните плащания на публичните взема-
ния по т. 1;

4. да установява административни нарушения и да налага
административни наказания по данъчните закони, както
и по законите, регламентиращи задължителните осигу-
рителни вноски;

5. да води регистър на лицата, подлежащи на регистрация
по реда на Данъчно-осигурителния процесуален кодекс,
както и за лицата, които работят по трудово правоотно-
шение, да създава и да поддържа бази данни за тях,
необходими за осъществяване на дейността й и за нуж-
дите на задължителното социално осигуряване, на Ми-
нистерството на финансите и на общините.

Производствата по установяване на задълженията за дан-
ъци и задължителни осигурителни вноски, както и по обез-
печаване и събиране на публичните вземания се уреждат
с Данъчно–осигурителния процесуален кодекс.

Органите по приходите на агенцията осъществяват да-
нъчно-осигурителен контрол чрез извършване на ревизии и
проверки. Ревизията е съвкупност от действия на органите
по приходите, насочени към установяване на задължения
за данъци и задължителни осигурителни вноски. Проверка-
та е съвкупност от действия на органите по приходите
относно спазването на данъчното и осигурителното законо-
дателство и за установяване на определени факти и обсто-
ятелства от значение за задълженията за данъци и задъл-
жителни осигурителни вноски.
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Umstände gerichtet ist.

Die Agentur stellt die Verpflichtungen hinsichtlich der Beiträge
für den Fonds „Garantierte Forderungen der Arbeitnehmer und
Angestellten“ gemäß dem Gesetz über die garantierten
Forderungen der Arbeitnehmer und Angestellten bei Insolvenz
des Arbeitgebers.

Bei der Durchführung von Prüfungen und Revisionen überprüfen
die Einkommensstellen die Beachtung der sich aufgrund Artikel 5
Absatz 4 des Sozialversicherungsgesetzbuchs ergebenden Pflicht
der Versicherer, Selbstversicherer und Arbeitgeber, Angaben
über das Versicherungseinkommen, die Pflichtbeiträge und das
steuerpflichtige Einkommen nach Maßgabe des Gesetzes über
die Einkommensbesteuerung der natürlichen Personen – über
jede einzelne zu versichernde Person und über den Gesamtbe-
trag der Pflichtbeiträge und der Steuern gemäß dem Gesetz
über Einkommensbesteuerung der natürlichen Personen – der
nationalen Einkommensagentur bereitzustellen. Eventuelle
Nichtübereinstimmungen der erklärten mit den tatsächlichen
Angaben sind durch Kontrolltätigkeiten – Revisionen und Prü-
fungen – festzustellen.

Die Nationale Einkommensagentur führt ein Register der
verpflichteten Personen und der Personen, die aufgrund eines
arbeitsrechtlichen Verhältnisses beschäftigt sind. Die Anmel-
dung der Arbeitsverträge bei der Einkommensagentur erfolgt
aufgrund der Bestimmungen der Verordnung Nummer 5 vom
29. Dezember 2002. Gemäß Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung
sind die Arbeitgeber verpflichtet, die zuständige regionale Direktion
der nationalen Einkommensagentur über den Abschluss, die
Änderung oder Kündigung der Arbeitsverträge zu unterrichten.

Die Nationale Einkommensagentur stellt diejenigen Steuer- und
Versicherungsinformationen den Kontrollstellen gemäß Artikel 399
des Arbeitsgesetzbuchs bereit, die zum Zweck der Kontrolle
über die Beachtung des Arbeitsrechts erforderlich sind.

In Bulgarien wird die gesamte Aufsicht über die Beachtung des
Arbeitsrechts in allen Branchen und Tätigkeitsbereichen durch
die Exekutivagentur Zentrale Arbeitsaufsichtsstelle, die dem
Minister für Arbeit und Sozialpolitik (Artikel 399 des Arbeitsge-
setzbuchs) untergeordnet ist, geführt.

II. Darstellung des Zuständigkeitsbereichs der Exekutivagentur
Zentrale Arbeitsaufsichtsstelle, die dem Minister für Arbeit
und Sozialpolitik der Republik Bulgarien untergeordnet ist, im
Sinne des Artikel 3 Absatz 1 des Vertrags:

Die dem Minister für Arbeit und Sozialpolitik untergeordnete
Exekutivagentur Zentrale Arbeitsaufsichtsstelle ist eine staat-
liche Behörde, die die Arbeitsaufsicht durch folgende Tätigkei-
ten führt:

1. Führung einer komplexen Aufsicht über die Beachtung des
Arbeitsrechts zwecks Sicherstellung eines gesunden und
sicheren Arbeitsumfelds und über den Ablauf der arbeits-
rechtlichen Verhältnisse;

2. Führung einer Fachaufsicht über die Beachtung des Geset-
zes über die Beschäftigungsförderung und der weiteren
Rechtsvorschriften im Bereich der Beschäftigung und Arbeits-
losigkeit, wo dies ausdrücklich vorgeschrieben wird;

3. Erteilung von Auskünften und technischen Ratschlägen an
die Arbeitgeber und Arbeitnehmer über die effizientesten
Methoden zur Beachtung des Arbeitsrechts und über die
Anwendung des Gesetzes über die Beschäftigungs-
förderung;

4. Unterrichtung der zuständigen Stellen über festgestellte
Lücken und Mängel des geltenden Arbeitsrechts und der
Regelungen über die Beschäftigungsaufsicht.

Die Zentrale Arbeitsaufsichtsstelle erfüllt ihre Aufgaben durch
die Befugnisse, die ihr aufgrund des Arbeitsgesetzbuchs, des
Gesetzes über das gesunde und sichere Arbeitsumfeld, des
Sozialversicherungsgesetzbuchs, des Gesetzes über die
Beschäftigungsförderung und der Organisationsordnung der

Агенцията установява задълженията за вноски за фонд
„Гарантирани вземания на работниците и служителите“ по
Закона за гарантираните вземания на работниците и служи-
телите при несъстоятелност на работодателя.

При извършване на проверки и ревизии, органите по прихо-
дите следят за спазване на произтичащото от член 5, али-
нея 4 от Кодекса за социално осигуряване задължение на
осигурителите, самоосигуряващите се лица и работодатели-
те да представят в Националната агенция за приходите
данни за осигурителния доход, задължителните вноски и
облагаемия доход по Закона за данъците върху доходите на
физическите лица - поотделно за всяко лице, подлежащо
на осигуряване, както и общо за сумите за задължителните
вноски и данъци по Закона за данъците върху доходите на
физическите лица. Несъответствията между декларирани-
те и действителните данни се установяват чрез осъществя-
ването на контролна дейност – ревизии и проверки.

Националната агенция за приходите поддържа регистър на
задължените лица и лицата, които работят по трудово пра-
воотношение. Регистрацията на трудовите договори в На-
ционалната агенция за приходите се осъществява на осно-
вание разпоредбите на Наредба № 5 от 29 декември 2002 г.
Съгласно член 1, алинея 1 от наредбата работодателите са
длъжни да уведомяват компетентната териториална дирек-
ция на Националната агенция за приходите за сключване,
изменение или прекратяване на трудовите договори.

Националната агенция за приходите предоставя на контрол-
ните органи по член 399 от Кодекса на труда необходимата
данъчна и осигурителна информация за целите на контрола
по спазване на трудовото законодателство.

В България цялостният контрол за спазване на трудовото
законодателство във всички отрасли и дейности се осъще-
ствява от Изпълнителната агенция „Главна инспекция по
труда“ към министъра на труда и социалната политика (член
399 от Кодекса на труда).

II. Представяне на областта от компетенции на Изпълни-
телна агенция „Главна инспекция по труда“ към министъ-
ра на труда и социалната политика на Република Бълга-
рия по смисъла на член 3, алинея 1 от Договора.

Изпълнителната агенция „Главна инспекция по труда“ към
министъра на труда и социалната политика е държавен
орган, който извършва инспектиране по труда, като:

1. осъществява цялостен контрол по спазването на трудо-
вото законодателство за осигуряване на здравословни и
безопасни условия на труд и по осъществяване на трудо-
вите правоотношения;

2. осъществява специализиран контрол по спазването на
Закона за насърчаване на заетостта и другите норматив-
ни актове в областта на заетостта и безработицата,
в които това изрично е предвидено;

3. дава сведения и технически съвети на работодателите и
работещите по най-ефективните методи за спазване на
трудовото законодателство и по прилагането на Закона
за насърчаване на заетостта;

4. уведомява компетентните органи за установени празно-
ти и недостатъци в действащото трудово законодател-
ство и в нормативната уредба на контрола по трудовата
заетост.

Главната инспекция по труда реализира своите функции въз
основа на дадените й правомощия в Кодекса на труда, Зако-
на за здравословни и безопасни условия на труд, Закона за
насърчаване на заетостта и Устройствения правилник на
Агенцията.
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Agentur erteilt werden.

In ihrem Zuständigkeitsbereich ist die Exekutivagentur Zentrale
Arbeitsaufsichtsstelle diejenige Stelle, die den Minister für Arbeit
und Sozialpolitik bei der Entwicklung, Koordination und Durch-
führung der innerstaatlichen Politik im Bereich der Sicherstel-
lung eines gesunden und sicheren Arbeitsumfelds und der
Beschäftigungsförderung unmittelbar unterstützt.

Der Hauptteil der Tätigkeit der Agentur wird planmäßig durchge-
führt.

Unplanmäßige Tätigkeiten werden in denjenigen Fällen
durchgeführt, die unvorhersehbar sind und den Einsatz von
Arbeitsaufsichtsbeamten erfordern, wie die Überprüfung von
Klagen, die Teilnahme an der Ermittlung von Arbeitsunfällen und
anderes. Das Ziel ist, eine solche Effizienz der Aufsichtstätigkeit
bei den verfügbaren Ressourcen der Agentur zu sichern, die den
Erwartungen der Gesellschaft bezüglich ihres Interessen-
schutzes am besten entspricht.

Die Agentur bringt zwölf Genehmigungs-, Anmeldungs- und
Koordinationsarbeitsverfahren zum Einsatz, wovon ein Teil
Sozialschutzaufgaben erfüllt.

Die Agentur unterstützt die Tätigkeit der dreiseitigen, für die
Arbeitsbedingungen auf nationaler, Branchen- und regionaler
Ebene zuständigen Räte, sowie die Tätigkeit der für die Arbeits-
bedingungen in den Unternehmen zuständigen Komitees und
Gruppen.

Vertreter der Agentur nehmen an der Arbeit des nationalen
Rates für Beschäftigungsförderung sowie an den regionalen
Kommissionen für Beschäftigung und an dem nationalen Rat für
die Koordination der Politiken und Programme zur Reduzierung
der Armut und der sozialen Isolation teil.

Die Politik der Agentur ist auf Prävention, Publizität der Tätigkeit,
Entwicklung der integrierten Arbeitsaufsicht, darunter auch
Beachtung des Gesetzes über die Beschäftigungsförderung,
Zusammenarbeit mit weiteren staatlichen Verwaltungen, Nicht-
regierungsorganisationen, national repräsentativen gewerk-
schaftlichen und weiteren Organisationen gerichtet.

III. Darstellung des Zuständigkeitsbereichs des Nationalen Ver-
sicherungsinstituts der Republik Bulgarien im Sinne des
Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 1 des Vertrags:

Aufgrund Artikel 33 Absatz 2 des Sozialversicherungsgesetz-
buchs verwaltet das Nationale Versicherungsinstitut die staat-
liche öffentliche Fürsorge in der Republik Bulgarien.

Die staatliche öffentliche Fürsorge stellt Abfindungsbeträge,
Beihilfen und Renten bei vorübergehender Arbeitsunfähigkeit,
Invalidität, Mutterschaft, Arbeitslosigkeit, Alter und Tod bereit.

Innerhalb ihrer Zuständigkeiten sowie aufgrund Artikel 33 Ab-
satz 3 des Sozialversicherungsgesetzbuchs führt das Nationale
Versicherungsinstitut folgende Tätigkeit durch:

1. es führt den Etat der staatlichen öffentlichen Fürsorge aus;

2. es stellt die Forderungen der staatlichen öffentlichen Für-
sorge wegen inkorrekter Versicherungsabgaben fest und
zieht diese ein;

3. es führt die Aufsicht über die Beachtung des Ver-
sicherungsrechts in Verbindung mit den ihm erteilten Auf-
gaben;

4. es veranstaltet die Tätigkeit zur Feststellung von Verwal-
tungsverstößen und Festlegung der Verwaltungsstrafen;

5. es leistet die Zahlung von Renten und Abfindungsbeträgen
bei Arbeitslosigkeit und veranstaltet die Tätigkeit in Ver-
bindung mit den weiteren Versicherungsleistungen;

6. es sammelt Informationen und unterhält ein Informations-
system über die versicherten Personen, die Versicherer und
die Selbstversicherer;

В контекста на своите правомощия Изпълнителната Аген-
ция „Главна инспекция по труда“ се явява органът, който
непосредствено подпомага министъра на труда и социална-
та политика при разработването, координирането и про-
веждането на държавната политика в областта на осигуря-
ването на здравословни и безопасни условия на труд и
насърчаване на заетост.

Основната част от дейността на Агенцията се реализира
планирано.

Непланирани дейности се изпълняват в случаите, които не
могат да бъдат предвидени предварително и при които се
изисква намесата на инспектори по труда, като проверки по
жалби, участие в разследване на трудови злополуки и
други. Целта е, при наличните ресурси на Агенцията да се
осигури такава ефективност от инспекционната дейност,
която да отговаря най-добре на очакванията на обществото
за защита на неговите интереси.

Агенцията упражнява дванадесет разрешителни, регистра-
ционни и съгласувателни режима, една част от които из-
пълнява социално-защитни функции.

Агенцията подпомага дейността на тристранните съвети по
условия на труда на национално, браншово и регионално
ниво, както и дейността на комитетите/групите по условия
на труд в предприятията.

Представители на Агенцията участват в работата на Нацио-
налния съвет за насърчаване на заетостта, както и в регио-
налните комисии по заетостта и в Националния съвет за
координиране на политиките и програмите за намаляване
на бедността и социалната изолация.

Политиката на Агенцията е насочена към превенция, пуб-
личност на дейността, развитие на интегрираното инспек-
тиране върху труда, в т.ч. по спазване на Закона за насърча-
ване на заетостта, сътрудничество с други държавни адми-
нистрации, неправителствени организации, национално пред-
ставителните синдикални и други организации.

III. Представяне на областта от компетенции на Национа-
лния осигурителен институт на Република България по
смисъла на член 4, алинея 2 и член 1 от Договора:

На основание член 33, алинея 2 от Кодекса за социално оси-
гуряване Националният осигурителен институт управлява
държавното обществено осигуряване в Република Бълга-
рия.

Държавното обществено осигуряване предоставя обезще-
тения, помощи и пенсии при временна неработоспособност,
инвалидност; майчинство; безработица, старост и смърт.

В рамките на компетентността си и на основание член 33,
алинея 3 от Кодекса за социално осигуряване, Национални-
ят осигурителен институт:

1. изпълнява бюджета на държавното обществено осигу-
ряване;

2. установява и събира вземанията на държавното обще-
ствено осигуряване от неправилно извършени осигури-
телни разходи;

3. осъществява контрол по спазване на осигурителното
законодателство във връзка с възложените му дейно-
сти;

4. организира дейността по установяване на администра-
тивни нарушения и административни наказания;

5. извършва плащането на пенсии и обезщетения за без-
работица и организира дейността по другите осигури-
телни плащания;

6. събира информация и поддържа информационна
система за осигурените лица, осигурителите и
самоосигуряващите се лица;
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7. es führt Tätigkeiten zur Vorbereitung und Anwendung von
internationalen Verträgen im Bereich der staatlichen öffent-
lichen Fürsorge durch;

8. es gibt ein Informationsblatt heraus;

9. es unterhält ein Informationssystem über die Personen, die
aufgrund eines arbeitsrechtlichen Verhältnisses beschäftigt
sind;

10. es schließt Verträge über die Bereitstellung von Informatio-
nen, Informationsprodukte zur Datenverarbeitung und für
Sozialversicherungstätigkeiten ab;

11. Informationen, die für die Erfüllung der Aufgaben und Be-
fugnisse des Nationalen Versicherungsinstituts notwendig
sind, werden auch von den jeweiligen staatlichen und den
Gemeindebehörden, inklusive aller Daten des Nationalen
automatisierten Informationssystems für die Anmeldung
und Identifikation der natürlichen Personen („ESGRAON“),
und vom Nationalen Institut für Statistik bereitgestellt.

IV. Darstellung des Zuständigkeitsbereichs der Nationalen
Krankenkasse der Republik Bulgarien im Sinne des Artikel 4
Absatz 2 und Artikel 1 des Vertrags:

Aufgrund Artikel 3 Absatz 1 des Krankenversicherungsgesetzes
erfüllt die Nationale Krankenkasse die Aufgaben in Bezug auf
die Verwaltung und Verbrauch der Mittel aus der Pflichtkranken-
versicherung für medizinische Tätigkeiten.

Die Pflichtkrankenversicherung stellt ein Grundpaket von medi-
zinischen Tätigkeiten zur Verfügung, das durch den Etat der
Nationalen Krankenkasse abgesichert wird.

Innerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs führt die Nationale Kran-
kenkasse folgende Haupttätigkeiten entsprechend ihrer Organi-
sations- und Tätigkeitsordnung durch:

1. sie führt die Pflichtkrankenversicherung aus;

2. sie baut auf und entwickelt eine Verwaltungsstruktur zur
Durchführung der Tätigkeiten der Pflichtkrankenversiche-
rung;

3. sie nimmt zusammen mit den Vertretern der Organisationen
der Stände der Ärzte und der Zahnärzte an den Verhandlun-
gen und der Unterzeichnung des Nationalen Rahmenver-
trags teil;

4. aufgrund des nationalen Rahmenvertrags sichert sie für die
versicherten Personen:

a) das Grundpaket von medizinischen Tätigkeiten;

b) Zugänglichkeit und Gleichgestelltheit beim Erhalt von
ärztlicher Hilfe;

c) vollständige oder teilweise Bezahlung der im Nationalen
Rahmenvertrag aufgelisteten Arzneimittel;

5. sie macht Analysen und Vorschläge über den Typ und den
Umfang der ärztlichen Hilfe aufgeteilt nach Arten der medi-
zinischen Tätigkeiten und ihrem Wert;

6. sie stellt die Gewinn- und Verlustrechnung der Nationalen
Krankenkasse aus der Pflichtkrankenversicherung auf;

7. sie stellt das Jahresbudget der Nationalen Krankenkasse
und den Bericht über seine Ausführung auf;

8. sie entwickelt Modelle für die Vergütung der Personen, die
ärztliche Hilfe leisten;

9. sie schließt Verträge über die Bezahlung der Arzneimittel
und Verbrauchsmaterialien mit Herstellern, Lieferanten und
Apotheken nach den im Nationalen Rahmenvertrag bestä-
tigten Arzneimittellisten ab;

10. sie errichtet, entwickelt und verwaltet ein Nationales Infor-
mationssystem für die Zwecke der Pflichtkrankenversiche-
rung;

11. sie führt internationale Tätigkeiten auf der Basis von zwei-
seitiger und mehrseitiger Zusammenarbeit durch und ver-

7. осъществява дейност по подготовка и прилагане на
международни договори в областта на държавното
обществено осигуряване;

8. издава информационен бюлетин;

9. поддържа информационна система за лицата, които
работят по трудово правоотношение;

10. сключва договори за предоставяне на информация, ин-
формационни продукти за обработване на информация
и за дейности по социалното осигуряване;

11. Информацията, необходима за осъществяване на функ-
циите и правомощията на Националния осигурителен
институт, се предоставя безплатно от съответните дър-
жавни и общински органи, включително всички данни
от ЕСГРАОН и от Националния статистически институт.

IV. Представяне на областта от компетенции на Нацио-
налната здравноосигурителна каса на Република Бълга-
рия по смисъла на член 4 ,алинея 2 и член 1 от Договора:

На основание член 3, алинея 1 от Закона за здравното оси-
гуряване Националната здравноосигурителна каса осъще-
ствява функциите по управление и разходване на средства-
та за задължително здравно осигуряване за здравни дей-
ности.

Задължителното здравно осигуряване предоставя основен
пакет от здравни дейности, гарантиран от бюджета на На-
ционалната здравноосигурителна каса.

В рамките на компетентността си и съгласно Правилника за
устройството и дейността на Националната здравноосигу-
рителна каса, тя осъществява следните основни дейности:

1. Осъществяване на задължителното здравно осигуря-
ване;

2. Изграждане и развитие на административна структура
за осъществяване на дейностите по задължителното
здравно осигуряване;

3. Участие в преговорите и подписването на Националния
рамков договор (НРД) заедно с представителите на
съсловните организации на лекарите и стоматолозите;

4. Гарантиране за осигурените чрез НРД лица на:

a) основния пакет здравни дейности;

б) достъпност и равнопоставеност при получаването
на медицинска помощ;

в) пълно или частично заплащане на лекарствените
средства по списъците в НРД;

5. Анализи и предложения за вида и обема медицинска
помощ по видове медицински дейности и стойността
им;

6. Изготвяне на оценка на приходите и разходите на НЗОК
по задължителното здравно осигуряване;

7. Разработване на проект на годишен бюджет на НЗОК и
отчет за изпълнението му;

8. Разработване на модели за заплащане на изпълнители-
те на медицинска помощ;

9. Сключване на договори за заплащане на лекарствени
средства и консумативи с производители, доставчици и
аптеки по списъци на лекарствени средства, утвърдени
в НРД;

10. Изграждане, развитие и управляване на национална
информационна система за нуждите на задължително-
то здравно осигуряване;

11. Осъществяване на международна дейност на основата
на двустранно и многостранно сътрудничество и админи-
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waltet Projekte, an denen die Nationale Krankenkasse
beteiligt ist;

12. sie informiert regelmäßig die versicherten Personen über die
Maßnahmen zum Schutz und Kräftigung ihrer Gesundheit;

13. sie führt die medizinische und die Finanzaufsicht über die
Pflichtkrankenversicherung;

14. sie ist die zuständige Behörde und Verbindungsstelle nach
Maßgabe der Verordnung (EWG) Nummer 1408/71 des
Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige so-
wie deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemein-
schaft zu- und abwandern und Verordnung (EWG) Num-
mer 574/72 über die Durchführung der Verordnung (EWG)
Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung
der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und
Selbständige sowie deren Familienangehörige, die inner-
halb der Gemeinschaft zu- und abwandern.

V. Zentrale Stellen gemäß Artikel 3 Absatz 2 des Vertrags

Folgende zentrale Stellen in den Geschäftsbereichen des Minis-
teriums für Arbeit und Sozialpolitik und des Ministeriums der
Finanzen sind für die Zusammenarbeit im Rahmen dieses Ver-
trags hauptverantwortlich zuständig:

1. Exekutivagentur „Zentrale Arbeitsaufsichtsstelle“ beim Mi-
nister für Arbeit und Sozialpolitik der Republik Bulgarien

Zentralverwaltung
Blvd. „Knjaz Al. Dondukov“ 3,
1000 Sofia

Tel. +359 2 8101 766 Veselin Veselinov
+359 2 980 27 49 Irena Dimitrova

Fax +359 2 9870827

2. Nationale Einkommensagentur beim Ministerium der Finan-
zen der Republik Bulgarien

Zentralverwaltung
Blvd. „Knjaz Al. Dondukov“ 52
1000 Sofia

Fax +359 2 9859 3290
Tel. +359 2 9859 3561 Bojana Milanova, Dimităr Bojčev

стрира проекти, по които НЗОК е страна;

12. Системно информиране на осигурените лица за мерки-
те по опазване и укрепване на здравето им;

13. Осъществяване на медицински и финансов контрол по
задължителното здравно осигуряване;

14. Компетентна институция и орган за връзка, съгласно
Регламент (ЕИО) № 1408/71 на Съвета от 14 юни 1971 г.
за прилагането на схеми за социална сигурност на заети
лица, самостоятелно заети лица и членове на техните
семейства, които се движат в рамките на Общността и
Регламент (ЕИО) № 574/72 за определяне на реда за
прилагане на Регламент (ЕИО) № 1408/71 на Съвета от
14 юни 1971 г. за прилагането на схеми за социална
сигурност на заети лица, самостоятелно заети лица и
членове на техните семейства, които се движат в
рамките на Общността.

V. Централни служби съгласно член 3, алинея 2 на Договора

Следните централни служби от компетенциите на Минис-
терство на труда и социалната политика и на Министерство
на финансите са основно компетентни за сътрудничеството
в рамките на Договора:

1. Изпълнителна агенция „Главна инспекция по труда“ към
министъра на труда и социалната политика на Република
България

Централно управление
бул. „Княз Ал. Дондуков“ 3,
София 1000

Тел. +359 2 8101 766 Веселин Веселинов
+359 2 980 27 49 Ирена Димитрова

Факс +359 2 9870827

2. Националната агенция за приходите към Министерство
на финансите на Република България

Централно управление
бул. „Княз Ал. Дондуков“ 52
София 1000

Факс +359 2 9859 3290
Тел. +359 2 9859 3561 Бояна Миланова

Димитър Бойчев
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I .  A l l g e m e i n e s

Für Kontrollen, Prüfungen und Ermittlungen im Bereich
der Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler
Beschäftigung sind auf Bundesebene seit Januar 2004
ausschließlich die Behörden der Zollverwaltung zustän-
dig. Diese sehen sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben häufig mit grenzüberschreitenden Erscheinungsfor-
men von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung kon-
frontiert. Um hiergegen konsequent vorgehen zu können,
ist eine gut funktionierende Zusammenarbeit mit den
zuständigen Stellen in anderen Staaten unverzichtbar.

Die Behörden der Zollverwaltung nutzen die bereits
bestehenden Möglichkeiten zur grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit ausgiebig. Um die Zusammenarbeit
noch weiter zu intensivieren, ist darüber hinaus der
Abschluss von bilateralen Zusammenarbeitsvereinbarun-
gen erforderlich. In diesen Vereinbarungen können insbe-
sondere Formen und Ebenen der jeweiligen Zusammen-
arbeit festgelegt, die Grundlagen des wechselseitigen
Informationsaustauschs geregelt und zentrale An-
sprechpartner benannt werden. Der Informationsfluss
zwischen den zuständigen Stellen wird damit nachhaltig
verbessert.

Vor diesem Hintergrund hat das Bundesministerium der
Finanzen einen Musterentwurf einer Vereinbarung über
die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung grenzüber-
schreitender Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung
erarbeitet und auf der Grundlage dieses Entwurfs mit
verschiedenen Staaten Vertragsverhandlungen aufge-
nommen. Der Entwurf orientiert sich in wesentlichen
Punkten an der Entschließung des Rates und der im Rat
vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitglied-
staaten der Europäischen Union vom 22. April 1999 über
einen „Verhaltenskodex für die Verbesserung der Zusam-
menarbeit der Behörden der Mitgliedstaaten bei der
Bekämpfung des grenzüberschreitenden Missbrauchs
bei Sozialversicherungsleistungen und -beiträgen und
von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit sowie bei
grenzüberschreitender Leiharbeit“ (Verhaltenskodex).
Weil Begrifflichkeiten und Definitionen in den einzelnen
Staaten unterschiedlich verwendet werden, ist auch dem
Musterentwurf der Wortlaut der oben genannten Ent-
schließung zugrunde gelegt.

Der vorliegende Staatsvertrag mit der Republik Bulgarien
ist der erste auf der Grundlage dieses Musterentwurfes
geschlossene völkerrechtliche Vertrag. Er enthält u. a.
Regelungen zu den Ebenen und Formen der Zusammen-
arbeit sowie zum Austausch von Informationen. Ihm ist
außerdem eine Anlage beigefügt, die einen Überblick
über die Aufgaben der in den Vertragsstaaten für die
Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäf-
tigung zuständigen Stellen gibt und in der zentrale
Ansprechpartner benannt werden. Der Vertrag wurde am
12. November 2008 in Sofia unterzeichnet. 

I I .  Z u  d e n  e i n z e l n e n  Vo r s c h r i f t e n

Zu Artikel 1

In A b s a t z  1  wird der Zweck des Vertrages dargelegt.
Zweck des Vertrages ist die Intensivierung der Zusam-
menarbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Republik Bulgarien bei der Bekämpfung grenz-

überschreitender Schwarzarbeit und illegaler Beschäf-
tigung. Um Auslegungsschwierigkeiten zu vermeiden
und unterschiedlichen Begrifflichkeiten und Definitionen
in den Vertragsstaaten Rechnung zu tragen, wird auf die
Verwendung der in der Bundesrepublik Deutschland
gebräuchlichen Begriffe „Schwarzarbeit“ und „illegale
Beschäftigung“ verzichtet. Die Zweckbestimmung orien-
tiert sich vielmehr – wie auch der Titel des Vertrages – am
Wortlaut des Verhaltenskodex (siehe oben).  

A b s a t z  2  stellt klar, dass die Vorschriften über die
internationale Rechtshilfe in Strafsachen unberührt blei-
ben. Mit dem Vertrag soll ausschließlich die Zusammen-
arbeit im Verwaltungsverfahren gestärkt werden.

Zu Artikel 2

In Artikel 2 wird der räumliche Geltungsbereich der Ver-
einbarung festgelegt. 

Zu Artikel 3

A b s a t z  1  benennt die für die Durchführung des Vertra-
ges zuständigen Stellen in den Vertragsstaaten. Dabei
wird an die Zuständigkeit für die in Artikel 1 Absatz 1
beschriebenen Aufgaben angeknüpft. Der Vertrag wird
dementsprechend auf deutscher Seite durch die fachlich
zuständigen Stellen im Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums der Finanzen und auf bulgarischer Seite
durch die fachlich zuständigen Stellen im Geschäfts-
bereich des bulgarischen Ministeriums für Arbeit und
Sozialpolitik und des bulgarischen Ministeriums der
Finanzen durchgeführt. Rechte und Pflichten für andere
Stellen in den Vertragsstaaten werden durch den Vertrag
nicht begründet.

A b s a t z  2  begründet die Pflicht zur Benennung zentra-
ler Stellen, die für die Zusammenarbeit im Rahmen des
Vertrages hauptverantwortlich zuständig sind. Durch die
Benennung zentraler Anlaufstellen werden Zuständig-
keitsprobleme vermieden und darüber hinaus die not-
wendigen Rahmenbedingungen für einen koordinierten
und kontinuierlichen Informationsfluss geschaffen. Die
zentralen Stellen beider Seiten sind in der Anlage zum
Vertrag benannt (siehe auch Artikel 10 Absatz 2 Satz 1).

Zu Artikel 4

In Artikel 4 werden die Ebenen der Zusammenarbeit fest-
gelegt. Möglich ist danach auch eine direkte Zusammen-
arbeit der vor Ort tätigen Prüf- und Kontrollbehörden,
soweit es sich dabei um Stellen im Sinne des Artikels 3
Absatz 1 handelt. Voraussetzung hierfür ist, dass die
zuständigen Ministerien beziehungsweise die zentralen
Stellen dies vorsehen. Damit wird sichergestellt, dass die
zuständigen Ministerien beziehungsweise die zentralen
Stellen die Rahmenbedingungen der Zusammenarbeit
festlegen sowie die Zusammenarbeit aktiv mitgestalten
und koordinieren können. 

Zu Artikel 5

Artikel 5 enthält Regelungen zu den Formen der Zusam-
menarbeit. 

Denkschrift
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Gemäß A b s a t z  1  unterrichten die zuständigen
Ministerien einander unmittelbar über wesentliche Ände-
rungen der Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die im
Anwendungsbereich des Vertrages erfolgen. Hiermit wird
die Möglichkeit geschaffen, die jeweils andere Seite
zügig über wichtige Rechtsänderungen, die beispiels-
weise den in der Anlage zum Vertrag näher erläuterten
Zuständigkeitsbereich der Schwarzarbeitsbekämpfungs-
behörden betreffen, zu unterrichten. 

In A b s a t z  2  werden grundlegende Formen der
Zusammenarbeit zwischen den zentralen Stellen nach
Artikel 3 Absatz 2 benannt. Dazu gehören zunächst der
Informationsaustausch über Aufbau und Aufgaben der
Prüf- und Kontrollbehörden einschließlich der Benen-
nung zuständiger Ansprechpartner (Nummer 1) sowie
der Informationsaustausch über Prüf- und Arbeitsmetho-
den (Nummer 3). Mit der Zusammenarbeitsvereinbarung
soll außerdem die Möglichkeit geschaffen werden, prä-
ventive Maßnahmen – zum Beispiel grenzüberschreiten-
de Schwerpunktprüfungen – gemeinsam zu planen und
durchzuführen (Nummer 2). Mit der Formulierung „im
jeweiligen Zuständigkeitsbereich“ wird deutlich gemacht,
dass die Prüf- und Kontrollbehörden der Vertragsstaaten
bei der Durchführung der Maßnahmen nur auf ihrem
eigenen Hoheitsgebiet hoheitlich handeln dürfen. 

Ermöglicht werden soll auch der Austausch von Bediens-
teten als Hospitanten (Nummer 7). Diesen ist die Wahr-
nehmung hoheitlicher Tätigkeiten im Gastgeberland
nicht gestattet. In Betracht kommen lediglich Unterstüt-
zungsmaßnahmen, wie zum Beispiel generelle rechtliche
und praktische Auskünfte an die Bediensteten des Gast-
geberlandes oder vermittelndes Auftreten bei Kontrollen
von Personen aus dem Entsendestaat des Hospitanten. 

Von zentraler Bedeutung ist außerdem der Austausch
von Informationen – einschließlich personenbezogener
Daten – auf Ersuchen im Wege der Amtshilfe sowie die
unaufgeforderte Informationsübermittlung in Einzelfällen
(Nummern 4 und 5). Da es sich hierbei um die wich-
tigsten Formen der grenzüberschreitenden Zusammen-
arbeit handelt, werden Einzelheiten hierzu in Artikel 6 ge-
sondert geregelt. 

Schließlich wird die Möglichkeit geschaffen, über den
weiteren Fortgang einzelner Verfahren, in denen eine
Zusammenarbeit stattgefunden hat, unterrichtet zu wer-
den (Nummer 6).

Absatz 2 wurde bewusst so gestaltet, dass die dort
benannten Zusammenarbeitsformen erweiterbar sind.
Damit kann – im Rahmen der vertraglichen und gesetz-
lichen Möglichkeiten – flexibel auf praktische Bedürfnis-
se reagiert werden. Um auch den vor Ort tätigen Prüf-
und Kontrollbehörden einen Zugriff auf das Instrumenta-
rium des Absatzes 2 zu verschaffen, wird dieser durch
A b s a t z  3  für entsprechend anwendbar erklärt. 

Zu Artikel 6

Artikel 6 enthält nähere Regelungen zu Ersuchen und
unaufgeforderten Mitteilungen. 

A b s a t z  1  legt bestimmte Angaben fest, die unbedingt
erforderlich sind, um eine zeitnahe und effiziente Be-
arbeitung von Ersuchen und unaufgeforderten Mitteilun-
gen gewährleisten zu können. Durch A b s a t z  2  wer-
den die ersuchten Stellen darüber hinaus berechtigt,

weitere für die Bearbeitung eines Ersuchens erforderliche
Informationen anzufordern. 

A b s a t z  3  regelt die Art und Weise der Übermittlung
von Ersuchen und unaufgeforderten Mitteilungen (schrift-
lich, fernschriftlich, elektronisch). Auf die Möglichkeit
einer mündlichen Übermittlung wurde verzichtet, um
Missverständnisse bei der Informationsübermittlung zu
vermeiden und eine nachhaltige Datenübermittlung zu
gewährleisten. In dringenden Fällen empfiehlt sich eine
elektronische Übermittlung der Daten.

Die Übermittlung von Ersuchen und unaufgeforderten
Mitteilungen erfolgt formlos und ist damit nicht an einen
Vordruck gebunden.

Durch A b s a t z  4  wird klargestellt, dass in bestimmten
Fällen die Bearbeitung eines Ersuchens oder einer unauf-
geforderten Mitteilung unterbleiben muss, nämlich wenn
durch die Bearbeitung ein nicht vertretbarer Verwaltungs-
aufwand verursacht wird oder innerstaatliche Vorschrif-
ten beziehungsweise die Verwaltungspraxis der Bearbei-
tung entgegenstehen. Mit dieser Regelung wird sicher-
gestellt, dass die Erfüllung der durch nationales Recht
festgelegten Aufgaben der jeweiligen Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsbehörden durch die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit nicht gefährdet wird. Außerdem wird
deutlich gemacht, dass eine Zusammenarbeit jenseits
bestehender Rechtsvorschriften nicht in Betracht
kommt. Da die Nichtbearbeitung den Ausnahmefall dar-
stellen soll, muss im Fall eines Ersuchens die ersuchen-
de Stelle über die Gründe hierfür informiert werden. 

Aus Absatz 4 Satz 3 folgt schließlich, dass Ersuchen, die
die in Artikel 3 benannten Stellen in eigener Zuständigkeit
nicht bearbeiten können, von diesen an ihre zuständigen
nationalen Zusammenarbeitsbehörden weitergeleitet
werden können. Die ersuchende Stelle muss hierüber
unterrichtet werden. Ein Anspruch der ersuchenden Stel-
le auf Weiterleitung und Bearbeitung des Ersuchens
durch die sachlich zuständigen Stellen besteht in diesen
Fällen allerdings nicht. Pflichten anderer als der in Arti-
kel 3 benannten Stellen werden durch den Vertrag des-
halb nicht begründet.

Zu Artikel 7

Artikel 7 bestimmt, dass jeder Vertragsstaat die für seine
Stellen aus der Anwendung dieses Vertrages entstehen-
den Kosten selbst trägt. 

Zu Artikel 8

Artikel 8 stellt für die Verwendung personenbezogener
Daten, die im Rahmen der vertraglichen Zusammenarbeit
dem jeweils anderen Vertragsstaat übermittelt werden,
ein eigenständiges Datenschutzregime auf. Eine Verwen-
dung von Daten im Sinne von Artikel 8 liegt bei jeder
Form des Umgangs mit personenbezogenen Daten vor,
die nicht Erheben ist. Eingeschlossen sind demnach
sowohl die Verarbeitung als auch die Nutzung der Daten.

Artikel 8 N u m m e r  1  sieht einen Unterrichtungsan-
spruch der übermittelnden Stelle eines Vertragsstaates
über die Verwendung der übermittelten Daten und die
dadurch erzielten Ergebnisse durch die empfangende
Stelle des anderen Vertragsstaates vor. 
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N u m m e r  2  formuliert den Grundsatz, dass personen-
bezogene Daten, die aufgrund des Vertrages dem ande-
ren Vertragsstaat übermittelt wurden, von diesem nur zu
den im Vertrag festgelegten Zwecken und zu den Bedin-
gungen, die die übermittelnde Stelle im Einzelfall stellt,
verwendet werden dürfen. Eine Ausnahme ist nur zur
Verhütung und Verfolgung von Straftaten von erheblicher
Bedeutung sowie zum Zweck der Abwehr von erheb-
lichen Gefahren für die öffentliche Sicherheit zulässig.

N u m m e r  3  unterwirft die Übermittlung und Verwen-
dung der Daten durch die Stellen der Vertragsstaaten
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und verpflichtet
zur Berichtigung unrichtiger übermittelter Daten.

N u m m e r  4  schreibt die Rechtsposition des Betroffe-
nen auf Auskunft grundsätzlich fest.

Die N u m m e r n  5  b i s  7  enthalten Regelungen zur
Löschung, zur Protokollierung der Übermittlung und zur
Sicherung der Daten.

Zu Artikel 9

Um die auf der Grundlage des Vertrages erzielten Ergeb-
nisse bewerten und Fragen, die die Auslegung und
Anwendung des Vertrages betreffen, gemeinsam klären
zu können, bestimmt A b s a t z  1 , dass eine „gemischte
Kommission“ in regelmäßigen Abständen zusammen-
trifft. Ein außerordentliches Zusammentreten der
„gemischten Kommission“ ist möglich, sofern hierüber
Einvernehmen bei den Vertragsstaaten besteht. Die
Kommission setzt sich aus Vertretern des Bundesminis-
teriums der Finanzen, des bulgarischen Ministeriums für
Arbeit und Sozialpolitik, des bulgarischen Ministeriums
der Finanzen, der zentralen Stellen und der vor Ort
tätigen Prüf- und Kontrollbehörden zusammen. Die ge-
mischte Kommission kann nach A b s a t z  2  Vertreter
anderer nationaler Stellen und anderer Mitgliedstaaten
der Europäischen Union einladen, an ihren Arbeiten teil-
zunehmen. 

Zu Artikel 10 

Durch A b s a t z  1  wird klargestellt, dass der Vertrag
jederzeit durch gesonderte völkerrechtliche Verträge
geändert werden kann. Dies ermöglicht eine Anpassung
des Vertrages an neue Gegebenheiten, ohne dass Kün-
digung und Neuverhandlung des gesamten Vertrages
erforderlich sind.

A b s a t z  2  Satz 1 verweist auf die dem Vertrag bei-
gefügte Anlage, in der der Zuständigkeitsbereich der
Stellen nach Artikel 3 Absatz 1 dargestellt wird sowie die
zentralen Stellen nach Artikel 3 Absatz 2 benannt sind.
Die Anlage ist Bestandteil des Vertrages. 

Zu Artikel 11

Artikel 11 enthält die Verpflichtung für das Bundesminis-
terium der Finanzen und die zuständigen bulgarischen
Ministerien, binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten
des Vertrages Regelungen für die praktische Durchfüh-
rung des Vertrages zu treffen.

Zu Artikel 12

Gemäß Artikel 12 veranlasst die Republik Bulgarien die
Registrierung des Vertrages beim Sekretariat der Ver-
einten Nationen und unterrichtet die Bundesrepublik
Deutschland über die erfolgte Registrierung.

Zu Artikel 13

Artikel 13 beinhaltet Regelungen zur Ratifikation und zum
Inkrafttreten des Vertrages.

Zu Artikel 14

Artikel 14 enthält Regelungen zur Dauer und zur Kün-
digung des Vertrages.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Gesamtherstellung: 
 Vertrieb:  Bundesanzeiger  Verlagsg
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Gesetzentwurf  auf
 Bürokratiekosten,  die  durch  Informationspflichten  begrün-
 det werden, geprüft.

 Mit  dem  Gesetz  werden  keine  Informationspflichten  für  Un-
 ternehmen  sowie  Bürgerinnen  und  Bürger  eingeführt,  geän-
 dert oder aufgehoben.

 Für  die  Verwaltung  werden  acht  Informationspflichten  ein-
 geführt.  Diese  regeln  den  Informationsaustausch  zwischen
 den  zuständigen  Behörden  der  Vertragsstaaten.  Daneben  hat
 das  Gesetz  Auswirkungen  auf  die  Fallzahlen  von  fünf  Infor-
 mationspflichten, die dem Datenschutz dienen.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  im  Rahmen  seines  ge-
 setzlichen  Prüfauftrages  keine  Bedenken  gegen  das  Rege-
 lungsvorhaben.
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